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Liebe Leserinnen und Leser, 

in der letzten Ausgabe des Friedens-
Journals  hatten wir  auf  die  zu erwar-
tende wichtige  Rolle  des 29.  Bundes-
weiten  Friedensratschlages  für  den 
persönlichen Austausch und vor allem 
auch einer offenen Debatte zum Ukrai-
ne-Krieg hingewiesen. Sowohl was die 
Teilnehmerzahl  als  auch  die  Qualität 
der Vortrags- und Diskussionsbeiträge 
dieses Ratschlages betrifft, wurden un-
sere Erwartungen voll und ganz erfüllt. 
Das zeigt auch die Resonanz an Berich-
ten und Meinungsbeiträgen in Online-
Medien, die wir auf unserer Homepage 
zusammen gestellt haben. 

Wir möchten deshalb in dieser Aus-
gabe nicht auf  diese Meinungsvielfalt 
in der Bewertung des Ukraine-Krieges 
näher eingehen, zumal es dazu bereits 
im Sommer des letzten Jahres ein um-
fangreiches  Positionspapier  des  Bun-
desausschusses Friedensratschlag gab 
(siehe Ausgabe Nr. 4-2022), das natür-
lich  auch  in  der  entsprechenden  Po-
diumsrunde eine wichtige Diskussions-
grundlage war. 

Es geht vor allem um die Frage, wie 
dieser  Krieg  gestoppt  werden  kann, 
worüber  weitgehende  Einigkeit  be-
steht. Die dazu erfolgten Beiträge von 
Michael Müller, Michael von der Schu-
lenburg und Daniela Dahn in der Podi-
umsrunde haben wir in diese Ausgabe 
auszugsweise  aufgenommen.  Diese 
nehmen  indirekt  auch  Bezug  auf  die 
vorangegangene Debatte über Kontro-
versen zum Ukraine-Krieg.

Bei  dem  Ziel  einer  diplomatischen 
Beendigung des Ukraine-Krieges stellt 
sich zwangsläufig die Frage: Wo bleibt 
hierbei die UNO und welche Rolle kann 
diese hierbei  einnehmen? Eine Frage, 

die  auch  bei  früheren  Friedensrat-
schlägen wiederholt thematisiert wur-
de.  Hans-Christoph  von  Sponeck  ver-
mittelte in seinem Vortrag ein ernüch-
terndes Bild vom derzeitigen Zustand 
der UNO. Insbesondere ist die Verein-
nahmung  durch  den  „Werte-Westen“ 
fatal.  Eine  umfassende  Reform  der 
UNO ist  deshalb  für  eine  neue Welt-
ordnung unerlässlich.

Neben diesen oben genannten Bei-
trägen  aus  dem  Plenum  haben  wir 
noch zwei Referenten aus Workshops 
in dieser Ausgabe mit berücksichtigt.

Ulrich Heyden gab interessante In-
formationen darüber, wie man in Russ-
land  mit  den  westlichen  Sanktionen 
umgeht und welche Wirkungen diese 
bisher erzielt haben. Schließlich ist de-
ren  offiziell  erklärtes  Ziel  ja,  „Putins 
Kriegskasse“ auszutrocknen. Die Reali-
tät sieht aber anders aus. 

Zum Motto des Friedensratschlages 
unter dem Titel:  „Unterwegs zu einer 
neuen Weltordnung“ konnte Uwe Beh-
rens viel Detailwissen über China, Indi-
en und die Neue Seidenstraße vermit-
teln. 

Doch das ist nur eine exemplarische 
Auflistung dessen, was die ca. 350 Teil-
nehmerInnen des Friedensratschlages 
neben  dem  persönlichen  Austausch 
auch  an  qualifizierten  Wissensbeiträ-
gen mitnehmen konnten. Weitere Bei-
träge in Text-  und Videoformaten fin-
den  sich  auf  unserer  Homepage  
www.friedensratschlag.de 

Karl-Heinz Peil 

Alle Fußnoten in den Beiträgen, sowie 
Anmerkungen und Quellenverweise 
finden sich in der Web-Fassung unter 
https://www.frieden-und-zukunft.de/?
Friedensjournal 

Titelbild: Plakat für eine 
„Zeitenwende“ die Not tut. 
„Frieden!  
Die Erde hat den Krieg satt!“
Das Künstlerkollektiv „Grapus“ ist im Zuge 
von  ’68  in  Paris  entstanden. „Changer  le 
monde“ war  das  Motto  des  Kollektivs: Die 
Welt  ändern. Für  eine  Welt  des  Friedens, 
der  Freundschaft  zwischen  den  Völkern 
und für internationale Abrüstung.
Die noch lebenden Graphiker des Kunstler-
kollektivs “Grapus”, Jean-Paul Bachollet, Ge-
rard-Paris Clavel, Alex Jordan und François 

Miehe,  stellen  der  Friedensbewegung  ein 
Plakat  zur  Verfügung,  das  den  Nerv  der 
Zeit trifft.
Das Plakat soll an möglichst vielen Stellen 
aufhängt werden und ein Kontra zur Auf-
rüstungsspirale bilden. Es kann in der Kul-
turwerkstatt-Beckingen gegen eine Spende 
zur Deckung der Druckkosten bestellt wer-
den. Teil der Aktion ist es, dass das Plakat 
noch mehr Verbreitung findet. 

Weitere  Infos:  Kulturwerkstatt  Beckingen  -  
https://dahemm.de/plakataktion_grapus/ 

2 FriedensJournal -1/2023



Friedensratschlag 2022

Verhandlungslösungen für die Ukraine 
und eine neue globale Friedensordnung 

Nachfolgend sind Beiträge aus dem ent-
sprechenden Podium des Friedensrat-
schlages 2022 auf Basis von Transkriptio-
nen der mündlichen Beiträge von der Re-
daktion des FriedensJournals zusammen-
fassend und redaktionell bearbeitet wie-
dergegeben. Der komplette Video-Mit-
schnitt ist auf der Homepage friedensrat-
schlag.de abrufbar. 

Aus dem Beitrag von 
Michael Müller 

Viele gravierende Fragen
Wie konnte es dazu kommen, dass im 

zurück liegenden Jahr die gesamte Frie-
densbewegung als  Fünfte  Kolonne Pu-
tins bezeichnet werden konnte?

Wie konnten in den öffentlich-rechtli-
chen Medien Strukturen für solche Stim-
mungsmache  gefördert  werden  und 
wer ist dafür verantwortlich?

Wie  will  Frau  Baerbock  die  globalen 
Menschheitsprobleme  lösen  ohne  das 
größte und ressourcenreichste Land der 
Welt? 

Der  für  Außenpolitik  zuständige  EU-
Kommissar Borrell sagt,  er spreche die 
Sprache des Krieges. All diese Dinge wä-
ren in den 80er Jahren, als die Friedens-
bewegung hierzulande  sehr  stark  war, 
nicht vorstellbar gewesen.

Hingegen  sagte  selbst  der  frühere 
deutsche  Außenminister  Hans-Dietrich 
Genscher  einmal,,  dass  die  entschei-
dende  Frage  des  21.  Jahrhunderts  die 
wäre, ob eine international globale Zu-
sammenarbeit zustande käme. 

Keine Debatte über das Nato-
Konzept 2030

In  Madrid  wurde  im  Juni  2022  das 
Konzept  Nato  2030  beschlossen.  Wir 
sind dabei,  auch in Europa eine solche 
Stärke  der  westeuropäischen  Nato-
Mächte zu entwickeln, dass die Welt im-
mer  mehr  zur  Konfrontation  gegen 
China  getrieben  wird.  Dazu  wird  die 
Nato auch im pazifischen Raum aktiv.

Russland zur Regionalmacht zu redu-
zieren  und  Westeuropa  massiv  aufzu-
rüsten muss man auch sehen im Wech-
selverhältnis  zwischen  den  USA  und 

China. Es werden damit  Weichen ge-
stellt,  die  völlig  irrsinnig  sind,  wäh-
rend  über  das  Nato-Konzept  2030 
keine öffentliche Debatte erfolgt. Mitt-
lerweile ist auch die Außenpolitik der 
EU  praktisch  identisch  mit  der  der 
NATO. 

Neue Energiepolitik und 
„Putins Schuld“

Niemand  von  uns  bestreitet,  dass 
wir  den  Ausstieg  aus  den  fossilen 
Energieträgern  leisten  müssen.  Im 
Wirtschafts-  und  Klimaschutzministe-
rium vertritt man die Position, dass in 
Deutschland der Strompreis drastisch 
erhöht  werden  muss,  um  damit  die 
berechnete  CO2-Belastung  zu  kom-
pensieren. Es kommt dabei sehr gele-
gen, dass hierüber keine kontroverse 
Debatte erfolgt, sondern alles als "Pu-
tins Schuld" dargestellt werden kann. 
In Wahrheit werden auch andere Ziele 
einfach  hinter  Putin  versteckt.  Man 
kann nicht alles auf Personen reduzie-
ren, wo es eigentlich um sehr massive 
Strukturanpassungen geht. 

Wenn  man  eine  bestimmte  Preiss-
trategie zum Klimaschutz betreibt, soll 
man das  offen sagen und sich  nicht 
hinter  Putin  verstecken.  Eine  solche 
Preisstrategie  in  Deutschland bedeu-
tet  vor  allem  eine  massive  Spaltung 
zwischen  arm  und  reich.  Es  ist  er-
schütternd, dass Jo Biden im Weißen 
Haus  in  Gegenwart  von  Olaf  Scholz 
unwidersprochen  erklärte,  er  werde 
die Inbetriebnahme von Nord Stream 
2 zu verhindern wissen.

Wir leben in einem Jahrzehnt der Ex-
treme, wenngleich wir erst am Anfang 
stehen. Es fing an mit Corona. Wir ha-
ben jetzt  den Ukraine-Krieg, der sich 
unmittelbar  unter  dem  Atomschirm 
Russlands  abspielt  und  vom  Westen 
dennoch  mit  Kriegseskalation  kalku-
liert  wird.  Schließlich  sind  wir  damit 
konfrontiert, dass bereits im Jahr 2024 
der CO2-Anteil in der Atmosphäre den 
Wert annimmt, der für die berechnete 
Einhaltung des 1.5°-Ziels zur Begren-
zung  der  globalen  Erwärmung  das 
Maximum darstellt. Denjenigen, die in 
der deutschen Politik angesichts des-
sen  noch  behaupten,  man  wäre  auf 

dem 1,5°-Zielpfad,  muss  man sagen: 
Das ist Schnee von vorgestern. 

70%  der  CO2-Konzentration  in  der 
Atmosphäre  entstammt  den  letzten 
30 Jahren - bei einer Verweildauer von 
100 Jahren. Der 1,5°-Zielpfad ist damit 
bereits  unmöglich,  es  sei  denn,  alle 
Emissionen  würden  kurzfristig  kom-
plett  eingestellt  werden.  Hinter  die-
sem  Zielpfad  beginnen  bestimmte 
Kipppunkte mit dramatischen Auswir-
kungen in einzelnen Regionen. 

Weil  dies alles nicht mehr zu stop-
pen ist, wird der reiche Teil der Welt, 
der weniger von den Folgen der CO2-
Emissionen  betroffen  sein  wird  aber 
am  meisten  dazu  beigetragen  hat, 
versuchen  sich  in  grünen  Oasen 
davon abzuschotten. 

Aufrüstung für Weltordnungs-
kriege in der Klimakatastrophe

Das bedeutet, dass nicht nur die Mi-
gration zunehmen wird, sondern auch 
die  militärische  Aufrüstung.  Die  Ab-
grenzung zu den ärmeren Teilen der 
Welt wird eine neue Dimension errei-
chen. In einer Welt, wo heute bereits 
10%  der  Staaten  75%  der  Rüstungs-
ausgaben  bestreiten,  ist  dieses  be-
reits angelegt. Für 15% der klimarele-
vanten Emissionen ist 1% der Mensch-
heit verantwortlich. 

Afrika mit 18% der Weltbevölkerung 
trägt zwar nur mit 4% zu den globalen 
Emissionen bei,  jedoch sind die  Aus-
wirkungen so, dass bei einer globalen 
Erwärmung um 2% diese Länder am 
meisten  unter  landwirtschaftlichen 
Ernteverlusten zu leiden haben. 

Der Ukraine-Krieg ist deshalb auch 
Weichenstellung  für  einen  Weltord-
nungskrieg. 

In den 80er Jahren gab es Konzepte 
der Nord-Süd-Partnerschaft, das Kon-
zept  der  gemeinsamen  Sicherheit 
durch die Olaf-Palme-Kommission so-
wie  das  Nachhaltigkeitskonzept  der 
Brundlandt-Kommission.  Dieses  wa-
ren alles Europäische Ideen. Wenn wir 
heute nicht daran anknüpfen und sie 
insbesondere  anwenden  auf  die  Uk-
raine, wird die Welt in einen Zustand 
geraten, der nicht mehr regierbar ist. 

FriedensJournal - 1/2023 3



Friedensratschlag 2022

Aus dem Beitrag von Michael  
von der Schulenburg

Der  Ukraine-Krieg  ist  Resultat  eines 
fehlgeleiteten Versuches, eine stabile Si-
cherheitsordnung  in  Europa  über  die 
Nato nach dem Ende des Kalten Krieges 
zu  erreichen,  auch  wenn  hierfür  viele 
andere  Gründe  genannt  werden.  Ein 
Friedensschluss  dieses  Krieges  ist  des-
halb nur möglich mit der Perspektive ei-
ner  neuen  Sicherheitsstruktur  in  Eu-
ropa. Hierfür sind aber aktuell die Aus-
sichten  äußerst  schlecht.  Eigentlicher 
Verhandlungspartner wären hierzu aber 
die USA, da nur diese hierüber entschei-
den werden.

Wir  dürfen  dabei  nicht  vergessen, 
dass wir 1990 die Pariser Charta hatten 
mit der Hoffnung auf ein friedliches Eu-
ropa. Doch bald nach dem anschließen-
den  Zusammenbruch  der  Sowjetunion 
entwickelte  sich  der  globale  Machtan-
spruch der USA, d.h. nach der bis dahin 
vorhandenen Führungsmacht der west-
lichen Welt nun auch Führer der ganzen 
Welt. 1997 erschien das Buch von Brze-
zinski unter dem Titel „Die einzige Welt-
macht“. Dort begründete er, dass für die 
geopolitischen Ambitionen der USA die 
Ukraine  zur  Kontrolle  des  euro-asiati-
schen Kontinents ein Kernelement dar-
stellen  würde.  Dieses  war  kein  neuer 
Gedanke, da der Ukraine bereits bei den 
deutschen Eroberungsplänen im ersten 
und  zweiten  Weltkrieg  eine  Schlüssel-
rolle zukam. 

Der  geringe  Einfluss  der  EU  auf  die 
Geostrategie der US-Politik hat sich bei 
verschiedenen Anlässen gezeigt.  Nach-

dem Anfang 2014 die  Außenminister 
von Deutschland,  Frankreich und Po-
len in Kiew ein Abkommen zwischen 
dem  amtierenden  Präsidenten  und 
der  Opposition  aushandelten,  folgte 
postwendend  ein  bewaffneter  Um-
sturz.  Die USA gaben damals bereits 
den  Ton  an.  (Victoria  Nuland:  "Fuck 
the EU").

Die  Zerstörung  von  Nordstream  1 
und 2 zeigt,  wie wenig Solidarität in-
nerhalb der EU vorhanden ist. Obwohl 
es  sich  hierbei  eindeutig  um  einen 
Kriegsakt der USA gegen die EU han-
delte, gab es von deren Seite keinerlei 
Protest. 

Die  EU  allein  kann  keinen  Frieden 
verhandeln  und  die  USA  wollen  kei-
nen  Frieden  verhandeln.  Dennoch 
gibt  es  drei  Schwachpunkte,  die  die 
USA  zum  Einlenken  bewegen  könn-
ten. 

Die Ukraine: Größter Schwach-
punkt der US-Strategie

Der größte Schwachpunkt ist natür-
lich die Ukraine selbst. Die USA kämp-
fen ja nicht selbst,  denn es ist ja ein 
Stellvertreter-Krieg.  Die  Darstellung 
einer siegreichen ukrainischen Armee 
in  unserer  Presse  entspricht  wahr-
scheinlich  nicht  der  Wahrheit.  Nach 
meinen  Informationen  -  und  diese 
stammen  alle  von  Militärs  aus  den 
USA - sind die von den Russen aufge-
setzten  Verteidigungslinien  derart, 
dass die Ukraine achtmal mehr Solda-
ten verlieren als  Russland.  Die Situa-
tion  ist  derart  schwierig,  dass  sogar 
General Milley als ranghöchste Militär-

person der USA dem Präsidenten wi-
derspricht  und  zu  Verhandlungen 
auffordert.  Dieses  zeigt,  dass  nach 
kompetenter  militärischer  Einschät-
zung  die  Situation  am  Umkippen  ist 
und gegenteilig zur hiesigen Darstel-
lung in der Presselandschaft ist. 

Die  Ukraine  ist  in  einer  extrem 
schwierigen Situation. Wir sind Zeuge 
einer fast  totalen  Zerstörung der In-
frastruktur eines Landes durch Rake-
ten mit unglaublich viel Munition, die 
dabei verschossen wird. 

Wir lesen natürlich immer nur etwas 
über russische Raketen, die etwas zer-
stören,  dürfen aber  nicht  vergessen, 
dass bisher für 3 Mrd. US-Dollar Waf-
fen und Munition an die Ukraine ge-
liefert  wurden,  die  natürlich  ebenso 
explodieren. 

Die  Ukraine  war  bereits  vor  dem 
Krieg zusammen mit  Moldawien  das 
ärmste  Land  in  Europa.  Und  dieses 
Land hat jetzt fast ein Jahr lang Krieg 
auf eigenem Territorium. Die Ukraine 
hatte zum Zeitpunkt der Unabhängig-
keit  1990  noch  52  Mio.  Einwohner. 
Heute sind es weit weniger als 30 Mio. 
Einwohner, d.h. wir haben einen ent-
völkerten Staat, der noch Krieg führt. 
Im Grunde genommen kann ein sol-
cher Staat  mit  eigenen Mitteln  über-
haupt  keinen  Krieg  führen,  sondern 
nur durch ständige Zufuhr von Waffen 
und  Dienstleistungen  für  die  Ausbil-
dung von Soldaten.  Das heißt:  Es  ist 
„unser“ Krieg. 

Wir haben die Repression durch das 
Verbot der russischen Sprache in der 
Öffentlichkeit  sowie  russischsprachi-
ger Radio- und Fernsehstationen. Ver-
boten  sind  insgesamt  11  politische 
Parteien, darunter die größte Opposi-
tionspartei  im  Parlament,  nur  weil 
diese  russischsprachig  ist.  Das  geht 
soweit, dass jetzt auch die russisch-or-
thodoxe Kirche verboten werden soll. 
In diesem Kontext wurden 350 Klöster 
staatlich  durchsucht.  Das  zeigt,  wie 
massiv  gegen die  russisch-affine Be-
völkerung vorgegangen wird. 

Es ist ein Land, das keine Wirtschaft 
mehr hat, keinen Zugang zum Asow-
schen und Schwarzen Meer mehr hat, 
das mehr als 20% seinen Territoriums 
verloren hat und dann noch in fataler 

4 FriedensJournal - 1/2023



Friedensratschlag 2022

Abhängigkeit  vom  Westen  ist. 
Aus  der  Ukraine  gibt  es  Zahlen, 
dass  monatlich  mindestens  5 
Mrd. Euro notwendig sind, um ei-
nen Staat zu bezahlen, der prak-
tisch  kaum  über  Steuereinnah-
men mehr verfügt. 

Bisher hat  die  EU für  2023 18 
Mrd.  Euro  in  Aussicht  gestellt. 
Das wären 1,5 Mrd. Euro pro Mo-
nat, wenn dieses Geld tatsächlich 
fließt.  Doch  wer  zahlt  die  restli-
chen 3,5 Mrd. Euro? Es ist schwer 
vorstellbar,  dass  dieses  auf  län-
gere Sicht die USA sein werden.

Hinzu  kommt:  Die  Ukraine  ist 
bereits vor dem Krieg das zweit-
korrupteste  Land  in  Europa  ge-
wesen,  übrigens  nach  Russland. 
Deshalb  wundert  es  nicht,  dass 
von  dort  bereits  Waffen  über 
dunkle  Kanäle  verkauft  wurden. 
Wie  lange  wird  es  dauern,  bis 
man hierzulande feststellt: Sollen 
wir  dort  endlos  Geld  hinein  pumpen, 
das dort nicht wirklich ankommt?  

Der zweite Schwachpunkt, warum die 
USA  einlenken  werden,  ist  China.  Der 
Grund für die USA, warum die Ukraine 
geostrategisch so extrem wichtig ist, be-
ruht  auf  den  früheren  Strategien  aus 
den 90er Jahren, wie z.B. von Brzezinski. 
Dort  kommt  aber  China  als  geopoliti-
scher Faktor überhaupt nicht vor.  Man 
hat damals nicht damit gerechnet, dass 
China so schnell zur Großmacht wird. 

Mittlerweile  ist  aus  den  politischen 
Kreisen  des  Westens  zu  hören,  dass 
man die Russen in die Arme der Chine-
sen  treibe.  Wenn  die  USA  wirklich  in 
China  den  Hauptfeind  sehen,  dann  ist 
natürlich  der  Krieg  in  der  Ukraine  ir-
gendwie störend, weil dieser für die USA 
enorm viel Ressourcen verschlingt.  Wir 
wissen, dass die USA sehr schnell davon 
laufen, wenn ein Krieg nicht zu gewin-
nen ist, wie das Beispiel Afghanistan ge-
zeigt hat.

Die öffentliche Meinung im 
Westen wendet sich

Der dritte  Schwachpunkt,  warum die 
USA einlenken könnten, ist eine Verän-
derung  der  öffentlichen  Meinung  im 
Westen, was nicht unwahrscheinlich ist. 
Die  wirtschaftlichen  Schwierigkeiten  in 
der EU (und auch in den USA) durch In-
flation  und  hohe  Energiepreise  und 

gleichzeitig  die  irrsinnigen  Geldbe-
träge,  die  in  die  Ukraine fließen, be-
wirken natürlich Gegenreaktionen. 

Wir werden in 2023 wahrscheinlich 
viel  mehr  Berichte  bekommen  über 
Korruption und ukrainische Kriegsver-
brechen. 

Man denke auch an das Agieren des 
früheren  ukrainischen  Botschafters 
Melnyk  in  Deutschland  und  dessen 
Verklärung von Bandera und den frü-
heren  Nazi-Kollaborateuren.  Früher 
oder später wird diesen in der öffentli-
chen  Meinung  hochkochen  und  es 
wird nicht mehr gelingen, dieses mit 
der  derzeit  vorherrschen  antirussi-
schen  Gräuelpropaganda  zu  unter-
drücken. 

Ein  letzter  Punkt  als  deutscher 
Staatsbürger, der in Österreich seinen 
Wohnsitz hat: Die einzige Partei, die in 
Österreich  durch  den  Ukraine-Krieg 
gewonnen hat und sich allmählich zur 
stärksten  Partei  entwickelt,  ist  die 
rechte FPÖ,  nicht die  SPÖ.  Nachdem 
die  FPÖ nach  zwei  Jahren  durch  die 
Ibiza-Affäre  ihres  damaligen  Vorsit-
zenden  Strache  bei  Wahlen  auf  10% 
abgesunken  ist,  positioniert  sich  die 
FPÖ  als  konsequente  Anti-Kriegshal-
tung und tritt  gegen Waffenlieferun-
gen  und  andere  Unterstützung  der 
Ukraine  ein.  Unter  Berufung auf  die 
noch  vorhandene  Neutralität  Öster-
reichs  entwickelt  sich  die  FPÖ damit 

allmählich  zur  stärksten  Partei  des 
Landes. Es ist erschreckend, wenn das 
Friedensthema solchen Parteien über-
lassen wird. 

In  Deutschland  hat  sich  auch  die 
SPD  von  friedenspolitischen  Positio-
nen  verabschiedet,  was  zunehmend 
auch  für  die  Partei  Die  Linke  gilt. 
Wenn  man  gegenüber  Russland  mit 
Imperialismuskritik  kommt  -  wobei 
völlig  dahin  gestellt  sein  soll,  was 
daran  dran  ist  -  dann  erreicht  man 
kein Publikum. Was soll das: Die "klei-
nen  Imperialisten"  kämpfen  gegen 
die  "großen Imperialisten"?  Dahinter 
ist kein Standpunkt und damit verliert 
die Friedensbewegung. Während sich 
z.B.  der Bundestag mit  dem Holodo-
mor in der Ukraine befasst, wirkt dem 
gegenüber  eine  Rede  von  Gauland 
viel ansprechender. Das muss ein An-
satzpunkt  für  eigene  Aufklärungs- 
und  Überzeugungsarbeit  sein,  nicht 
hingegen theoretische Überlegungen.

Wenn  die  deutsche  Friedensbewe-
gung Einfluss nehmen will, dann kann 
das  nur  durch  ständige,  zurückhal-
tende Berichte zum Ukraine-Krieg  er-
folgen.  Das  heißt  keineswegs,  eine 
pro-russische  Position  einzunehmen, 
sondern  einen  Verhandlungsfrieden 
einzufordern. Dieser Frieden kann nur 
in einer neuen Sicherheitsstruktur für 
die Ukraine bestehen, der uns von der 
NATO-Abhängigkeit entlastet. 
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Anmerkung: Die o.g. Zahlen sind wahrscheinlich viel zu niedrig, da nur solche 
Flüchtlinge erfasst werden, die den Pass eines anderen Landes haben und sich bei 
einer ausländischen Behörde als solche melden. Allerdings haben z.B. bis zu 2. Mio. 
Ukrainer aus Galizien mit polnischen Wurzeln schon immer eine permanente 
polnische Aufenthaltsgenehmigung und werden nicht als Flüchtlinge gezählt.  
Neben den o.g. Zahlen gibt es auch Statistiken zu Grenzübertritten aus der Ukraine 
und zurück, die erheblich höher sind. 
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Beitrag von Daniela Dahn 
Krieg, Bellizismus, Pazifismus und 
Humanismus

Eine  der  Narrative  die  im Raum ste-
hen ist, dass Verteidigung aufgrund ei-
nes Angriffs in jedem Fall legitim ist. Das 
ist völkerrechtlich korrekt. Aber nicht al-
les  was  legal  und  legitim  ist,  ist  auch 
sinnvoll. Wenn eine berechtigte Verteidi-
gung  unverhältnismäßig  viele  Opfer 
und Zerstörung kostet,  dann macht sie 
keinen Sinn mehr. Dann muss man eher 
von „gesinnungsethischem Verteidigungs-
bellizismus“ sprechen. Sicherlich ist aktu-
ell die Souveränität des Staates Ukraine 
die zweitwichtigste Frage der Welt, aber 
die erste Frage ist und wird immer sein, 
das Weiterbestehen der Menschheit als 
Gattung. 

Dazu sei auf ein kürzlich erschienenes 
Buch des Philosophieprofessors und Pa-
zifisten Olaf Müller verwiesen [1]. Der Ti-
tel:  „Pazifismus  –  Eine  Verteidigung“.  Er 
argumentiert dort sehr scharfsinnig für 
einen  pragmatischen,  verantwortungs-
ethischen  Pazifismus,  der  genau  diese 
Grenze abwägt. 

Bei Verteidigung muss ein humanisti-
scher Sinn erkennbar sein und bleiben. 
Er erinnert an zwei historische Radikal-
pazifisten.  Albert  Einstein  und Bertram 
Russell  vertraten  ihren  Pazifismus  mit 
einer einzigen Ausnahme, nämlich den 
Verteidigungskrieg der Alliierten gegen 
Hitler.  Alle  anderen Kriege,  die  im Na-
men  der  Demokratie  und  westlicher 
Werte  seit  dem  zweiten  Weltkrieg  ge-
führt wurden, haben diese zugewiesene 
Ausnahme nicht verdient. 

Keine einzige humanitäre Intervention 
hat  Humanismus  gebracht.  Kein  einzi-
ger Krieg gegen den Terror hat Demo-
kratie  und  Freiheit  bestärkt.  Es  waren 
vielmehr  völkerrechtswidrige,  vermeid-
bare  Kriege.  Niemand,  wirklich  nie-
mand,  der  sich  jetzt  so  vehement  für 
Waffenlieferungen an die Ukraine auss-
pricht,  kann  garantieren,  dass  diese 
nicht  mehr Menschenleben kosten,  als 
sie  zu  schützen  vorgeben.  Denn  jeder 
Krieg kennt unvorhersehbare Wendun-
gen, hat chaotische Züge.

Wann beginnt eine Geschichte?
Wann  hat  der  Vor-Krieg  begonnen? 

Ein weiterer Mythos aus westlicher Sicht 
ist derzeit, den Beginn der Spannungen 
zwischen Russland und der Ukraine auf 

die  Annektion  der  Krim  festzulegen. 
Wenn man den Konflikt auf die Krim 
verengt, muss man auch fragen, ob er 
nicht bereits 1954 begonnen hat,  als 
Nikita Chruschtschow die Krim an die 
Ukraine verschenkte, ohne dass es da-
mals im sowjetischen Parlament eine 
Debatte  oder  gar  eine  Entscheidung 
gegeben hatte [2]. Das heißt: Das war 
auch  völkerrechtlich  fragwürdig,  ist 
aber natürlich Historie.

Man  müsste  dann  aber  zumindest 
erwähnen, dass es bereits 1991 – als 
die Sowjetunion noch bestand und die 
Ukraine  noch  gar  nicht  selbständig 
war – bereits ein Referendum auf der 
Krim  gab,  das  mit  großer  Mehrheit 
ebenso  ausgefallen  ist  wie  2014  zu-
gunsten einer Zugehörigkeit zu Russ-
land. 

Es gab auf der Krim danach sogar 
eine eigene Verfassung und nach der 
Unabhängigkeit  der  Ukraine  einen 
weitreichenden Autonomie-Status.  Al-
lerdings  wurde  1995  im Kontext  mit 
dem ein Jahr zuvor beschlossenen Bu-
dapester  Memorandum  [3],  dieser 
Sonderstatus durch ukrainische Spezi-
altrupps wieder in „normale“ ukraini-
sche Verhältnisse  zurückgeführt.  Das 
heißt, dieser Konflikt ist viel älter und 
müsste  deshalb  zumindest  ab  1991 
erzählt werden. 

Am  Ende  des  Vorkrieges  ist  die 
Weltöffentlichkeit dann von russischer 
Seite  belogen  worden,  als  der  Trup-
penaufmarsch  wiederholt  als  Militär-
übung verharmlost wurde. Mit der Be-
einflussung der öffentlichen Meinung 
war bereits die Sowjetunion nicht ge-
rade stark und ist es auch heute Russ-
land  nicht.  Da  sind  die  westlichen 
Staaten  viel  geschickter  und  haben 
auch viel  mehr in  psychosoziale  For-
schung  zur  medialen  Indoktrination 
investiert [4].

Auch im Detail bleiben viele Fragen 
zum  russischen  Vorgehen  offen: 
Wenn es nur um die Verteidigung des 
Donbass  gegangen  wäre  –  warum 
musste  man  dann  einen  Angriff  mit 
Bodentruppen gegen Kiew richten?

Was ist ein unprovozierter 
Krieg?

Zu  den  Mythen  gehört  wiederum 
die  westliche  Behauptung,  dass  der 
Überfall auf die Ukraine ein unprovo-
zierter  Krieg  sei.  Die  Frage  ist  zu-

nächst, warum der russische Angriffs-
krieg  nicht  mit  den  selben  morali-
schen und rechtlichen Maßstäben ge-
messen wird,  wie alle westlichen An-
griffskriege. Provokationen gingen al-
len Kriegen voraus. Die Frage ist wei-
terhin, ob es nicht einen moralischen 
Unterschied macht, wenn solche Pro-
vokationen einfach erfunden werden, 
wie es z.B.  2003 beim Irak mit  nicht 
vorhandenen,  chemischen  Massen-
vernichtungswaffen erfolgte. 

Oder  im  Fall  von  Jugoslawien,  wo 
der damaliger Außenminister Joschka 
Fischer mit einem Auschwitz-Vergleich 
von Völkermord sprach. In der Ankla-
geschrift  gegen  serbische  Führer  in 
Den  Haag  war  davon  keine  Rede 
mehr,  weil  es  dafür  keine  Beweise 
gab,  wie  Chefanklägerin  Carla  Del 
Ponte  einräumte.  Dieser  erste  Nato-
Krieg  war  einer  der  unnötigsten 
Kriege, die man sich vorstellen kann. 

Übrigens war er  auch ein  Chemie-
Krieg,  denn  Staatsoberhaupt  Miloše-
vić hat unter dem Schock der Bombar-
dierungen noch im Vertrauen auf die 
Nato  eine  Liste  mit  Chemieanlagen 
übergeben,  welche  keinesfalls  bom-
bardiert  werden  dürften,  um  größte 
ökologische  Katastrophen  zu  verhin-
dern. 

Stattdessen wurden diese Hinweise 
als Bombardierungsplan von der Nato 
benutzt.  Damit  wurden  unglaubliche 
Schäden hinterlassen, die sich bis hin 
zu den Nachbarländern Bulgarien und 
Rumänien  massiv  auswirkten.  Des-
halb ist  es  für  die  moralische  Abwä-
gung nicht unwichtig, ob echte Provo-
kationen im Spiel waren oder nur er-
fundene  Provokationen  eine  Rolle 
spielten,  die  geopolitisch  ausgenutzt 
wurden. 

Vielzahl von Provokationen 
gegen Russland 

Hier nur ganz kurz im Zeitraffer zur 
Erinnerung  einige  reale  Provokatio-
nen im Vorkrieg gegen Russland: 

_  1999  der  Krieg gegen Rest-Jugo-
slawien,  einem  Verbündeten  Russ-
lands, wozu Fachleute sagen, dass es 
um die Beseitigung von Resten sozia-
listischer Strukturen ging

_ die Ost-Erweiterung der Nato von 
16 auf 28 Mitglieder

_ 2008 auf dem Nato-Gipfel die Ein-
ladung an die Ukraine und Georgien 
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auf eine Beitrittsperspektive
_  2014  der  vom  Westen  finanzierte, 

gewaltsame Maidan-Putsch gegen eine 
Russland-freundliche Regierung

_  2019  der  gewünschte  Nato-Beitritt 
als ukrainischer Verfassungszusatz ohne 
Befragung der Bevölkerung, die gemäß 
Umfragen aus dieser Zeit zu 70% dage-
gen war.  Das heißt:  Auch die  Führung 
der Ukraine hat sich an diesen Provoka-
tionen beteiligt. 

_  ständige  Nato-Manöver  in  dem 
Nicht-Nato-Mitgliedsland Ukraine – auch 
ein Novum

_  die  dauerhafte  Präsenz  von  Nato-
Truppen im Baltikum

_ einseitige Aufkündigung von Abrüs-
tungs-Kontrollverträgen durch die USA

_ im November 2021 das Abkommen 
zur strategischen Partnerschaft der USA 
mit  der  Ukraine,  das  eine  Integration 
der  Ukraine  in  die  militärischen  Füh-
rungsstrukturen der Nato beinhaltete. 

Das heißt: De facto ist die Ukraine be-
reits  ein  feindliches  Nato-Mitglied  an 
der russischen Grenze. Unmittelbar vor 
dem russischen Angriff im Februar 2022 

schließlich hat Selenskyj auf der Mün-
chener  Sicherheitskonferenz  noch-
mals  einen  klaren  Zeitpunkt  für  den 
gewünschten  Nato-Beitritt  gefordert 
und damit  gedroht,  man könne sich 
auch  wieder  Atomwaffen  zulegen  – 
wie die aus sowjetischem Bestand vor 
dem Budapester Memorandum.  

Hatte Russland Alternativen?
Krieg  ist  immer  ein  Versagen  von 

Politik.  In diesem Fall  der russischen 
Politik.  Politik  heißt,  Alternativen  zu 
Katastrophen  zu  finden.  Hätte  Russ-
land die genannten Fakten nicht noch 
klarer vor die UNO bringen müssen? 
Russland ist ja auch Mitglied des UN-
Sicherheitsrates.  Hätte  der  Kreml 
nicht noch deutlicher sagen müssen, 
was hier eigentlich läuft, um die Ernst-
haftigkeit der genannten Roten Linien 
immer wieder zu unterstreichen? 

Sicher,  es  gab  Verhandlungs-Vor-
schläge, zuletzt im Dezember 2021 an 
die USA, mit gewünschten Sicherheits-
garantien  und  vertrauensbildenden 
Maßnahmen.  Dieser  Vorschlag,  Neu-

tralität, Verhandlungen über den Sta-
tus  des  Donbass  und  Anerkennung 
des Status Quo der Krim, war für die 
Ukraine als Voraussetzung für Frieden 
hinnehmbar. Für die Nato hätte es ei-
nige Einschnitte bedurft,  aber bei al-
len  Verhandlungen  werden  ja  zu-
nächst  mal  die  eigenen Maximalvor-
stellungen auf  den  Tisch  gelegt  und 
man  prüft,  was  davon  durchsetzbar 
ist. Einen Krieg später wird man ver-
mutlich mit ähnlichen Prämissen von 
vorn beginnen. 

In  seiner  jetzt  oft  zitierten  Schrift 
„Zum ewigen Frieden“ beschwor Imma-
nuel  Kant  in  gegenwärtiger  Sprache, 
aber nicht mehr gegenwärtigem Den-
ken: „Irgendein Vertrauen auf die Den-
kungsart  des  Feindes  muss  mitten  im  
Krieg noch übrigbleiben, weil sonst kein  
Friede  abgeschlossen  werden  könnte  
und die  Feindseligkeiten in  einem Aus-
rottungskrieg ausschlagen würde“, was 
„den ewigen Frieden nur auf dem gro-
ßen  Kirchhofe  der  Menschengattung  
stattfinden lassen würde.“

Quellenhinweise siehe Online-Fassung

"Völkerrecht nicht mehr 
Referenzsystem staatlichen 
Handelns"

Interview mit Daniela Dahn in 
Telepolis, 25.12.2022

TP: Frau Dahn, der Titel Ihres neuen 
Buches, "Im Krieg verlieren auch die Sie-
ger.  Nur  der  Frieden  kann  gewonnen  
werden"  bezeugt  schon  Ihre  Ableh-
nung  aller  Siegesfantasien.  Was  be-
deutet  für  Sie  die  Scholz'sche  Zeiten-
wende?

DD: Die eigentliche Zeitenwende war 
Anfang  der  1990er-Jahre  der  Zerfall 
des Ostblocks. Und mit ihm des bipola-
ren Sicherheitssystems,  das  Ende der 
Entspannungspolitik.  Russland war so 
schwach, dass man alles mit ihm ma-
chen konnte. Sogar in aller Öffentlich-
keit mit US-Spezialisten Wahlen mani-
pulieren,  damit  der dem Westen will-
fährige Jelzin  gegen alle  Vorhersagen 
noch einmal gewinnt.

Wir haben dann über 30 Jahre eine 
unipolare  Welt  erlebt,  in  der  einen 
Platz  zu  finden,  Putin  immer  wieder 
vergeblich  versucht  hat.  Lange  Zeit 
galt  im  Westen  die  Faustregel,  Russ-
land habe kein Recht, irgendetwas zu 
fordern.  Die  USA gaben  den Ton an, 

nicht nur in der Nato, sondern in der 
ganzen Welt.

Das  Forschungsinstitut  des  US-Kon-
gresses hat unlängst eine Studie  ver-
öffentlicht,  aus  der  hervorgeht,  dass 
das  Pentagon  seit  1991  weltweit  251 
"militärische  Aktionen"  unternommen 
hat.

Darunter  als  "Humanitäre  Interven-
tion"  oder  "Krieg  gegen  den  Terror" 
ausgegebene Angriffskriege, in denen 
ungesühnt  Kriegsverbrechen  began-
gen wurden und in deren Folge failed 
states  bis  heute in  Chaos  und Armut 
versinken. Oder europäische Grenzen 
verschoben  und  Souveränität  verletzt 
wurden,  wie  in  dem  völlig  sinnlosen 
Nato-Angriffskrieg  gegen  Russlands 
Verbündeten Serbien.

Das  Völkerrecht  war  leider  schon 
lange nicht mehr das Referenzsystem 
staatlichen  Handelns.  Ja,  Autokraten 
wie  Putin  setzen  jetzt  mühsam  er-
rungene  internationale  Regeln  außer 
Kraft.  Aber  zuvor  haben  Demokraten 
diese Regeln außer Kraft gesetzt.

Das  Neue  seit  dem  Überfall  Russ-
lands auf die Ukraine ist für mich, dass 
derjenige, der glaubt unbegrenzt pro-
vozieren  zu  können,  erkennen  muss, 
dass man auch überreizen kann.

Wer derart herausfordert,  muss mit 
dem Versagen der Politik auf der ande-
ren  Seite  rechnen.  Aber  ich  sehe  im 
politischen Establishment wenig Nach-
denken  über  die  von  der  Vorge-
schichte ausgelösten Kausalitäten. Die 
schlimmste Variante der Zeitenwende 
wäre ein langanhaltender,  eskalieren-
der Weltordnungskrieg. [...]

FriedensJournal - 1/2023 37



Friedensratschlag 2022

Innenansichten aus Russland zum Krieg und den Sanktionen
Von Ulrich Heyden, Moskau

Der nachfolgende Beitrag ist die erweiter-
te Fassung des Autors zum Friedensrat-
schlag 2022 (per Video-Zuschaltung). 
Dieser erschien zuerst im Overton-Maga-
zin am 16.12.2022 unter dem Titel: „Wie 
reagieren der Kreml, die Bevölkerung und 
die Opposition auf Krieg und Sanktio-
nen?“

Über die Stimmung in der russischen 
Bevölkerung,  Meinungsumfragen,  die 
russische Opposition und die Berichter-
stattung der russischen Medien zu The-
men  wie  Mobilisierung,  Sanktionen, 
Wirtschaft und Krieg ist in Deutschland 
wenig bekannt. 

 Wladimir Putin erwartet für 2022 ei-
nen Rückgang des russischen Bruttoin-
landsprodukts um 2,9 Prozent. Die rus-
sische  Wirtschaft  ist  trotz  Sanktionen 
nicht zusammengebrochen. Der von An-
nalena  Baerbock  erhoffte  Ruin  Russ-
lands ist nicht eingetreten. Russland hat 
seine wirtschaftlichen Beziehungen neu 
Richtung Asien,  Türkei  und Lateiname-
rika neu orientiert.

Russlands Einkünfte aus dem Öl- und 
Gasgeschäft betrugen in den ersten elf 
Monaten  dieses  Jahres  159  Milliarden 
Euro.  Sie  liegen  weit  über  den  Ge-
samteinkünften  des  gesamten  Jahres 
2021, die bei 147 Milliarden lagen.

Wie sich die neuen Sanktionen von EU 
und  G7  gegen  den  Export  von  russi-
schem Öl  über Meere und der Einfüh-
rung einer Preisobergrenze auf den rus-
sischen Öl-Export auswirken werden, ist 
noch nicht klar. Selbst China und Indien, 

die  größten  Kunden Russland neben 
Europa  werden  sich  diesen  Sanktio-
nen nicht völlig widersetzen können, 
kommentierte  die  Regierungszeitung 
Rossiskaja Gaseta.

Der  russische  Vizepremier 
Aleksandr Nowak erklärte, man werde 
Öl nur nach Marktpreisen verkaufen. 
Wenn  nötig  werde  man  die  Produk-
tion sogar senken.

Russland lässt sowjetisches 
Passagierflugzeug neu 
auflegen

Wegen  der  westlichen  Sanktionen 
muss  Russland  seinen  Flugzeugpark 
komplett  erneuern.  Ausländische 
Flugzeuge machen bisher  den  Groß-
teil  des  Bestandes  aus,  werden aber 
wegen  der  Sanktionen  nicht  mehr 
vom  Westen  gewartet.  Auch  Ersatz-
teile  aus  dem  Ausland  werden nicht 
mehr geliefert.

Nun hat Aeroflot 339 Flugzeuge aus 
russischer  Produktion  bestellt.  Der 
Großteil der Bestellungen entfällt auf 
die MS 21, das erste russische Mittel-
streckenflugzeug, das nach dem Ende 
der Sowjetunion entwickelt wurde.

Weitere 40 Bestellungen von Aero-
flot entfallen auf die Tupolew 214, ein 
Flugzeug mit 210 Sitzen, welches ge-
gen Ende der Sowjetunion entwickelt, 
dass dann aber von Boing und Airbus 
vom  russischen  Markt  verdrängt 
wurde.

Nun soll  die  Produktion  der  Tupo-

lew 214  für  den Liniendienst  wie-
der  aufgenommen  werden.  Das 
Mittelstreckenflugzeug kommt mit 
einem Minimum an ausländischen 
Komponenten  aus,  verbraucht 
aber zehn Prozent mehr Treibstoff 
als die ausländischen Analoge.

Moskau baut
Trotz der schwierigen Außenwirt-

schaftsbeziehungen,  gehen  die 
von der Moskauer Stadtverwaltung 
initiierten Bauvorhaben in der 13-
Millionen-Menschen-Stadt  ohne 
Verzögerung weiter. Wie der Leiter 
der Moskauer Bauverwaltung mit-
teilte, wurden 2022 11,3 Millionen 
Quadratmeter  Immobilien,  davon 

die Hälfte Wohnfläche, fertig gestellt. 
Das  seien  30  Prozent  mehr  als  ge-
plant. 85 Prozent der Baumaßnahmen 
würde von privaten Firmen durchge-
führt.

Sinkende Realeinkommen
Allerdings müssen die Menschen in 

Russland  bei  den  Einkommen  jetzt 
kürzer treten. Nach Angaben des rus-
sischen  Statistikamtes  ging  die 
Summe des real verfügbaren Einkom-
mens  in  den  neun  Monaten  dieses 
Jahres um 1,7 Prozent zurück. 15 Milli-
onen Russen – das sind zehn Prozent 
der  Bevölkerung  –  leben  in  Armut. 
Das  heißt  sie  haben ein  Einkommen 
von weniger als 207 Euro.

Wird Putin 2024 nochmal 
kandidieren?

Was wird  aus  Putin,  fragen westli-
che Medien immer wieder.  Sie attes-
tieren ihm die schlimmsten Krankhei-
ten.  Doch  nichts  davon  bestätigte 
sich.

2024 wird in Russland der Präsident 
neu gewählt. Putins Sprecher erklärte 
Anfang November der Präsident habe 
noch  keine  Entscheidung  getroffen, 
ob er wieder kandidieren werde.

Westlich  orientierte  Kommentato-
ren  im  russischen  Internet  hoffen, 
dass  Putin  es  nicht  einfach  haben 
wird, wieder zu kandidieren,  da eine 
Verschlechterung der wirtschaftlichen 
Situation sehr wahrscheinlich und ein 
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eindeutiger  russischer  Sieg  in  der  Uk-
raine nicht zu erwarten sei.

Vertreter  des  russischen  Staatsappa-
rates  wie  der  ehemalige  Ministerpräsi-
dent  Sergej  Stepaschin  erklärten,  ein 
Präsident könne nicht ewig im Amt blei-
ben,  aber  die  internationale  Situation 
lasse keinen Wechsel in der russischen 
Führung zu.

Entmachtung der liberalen 
Wirtschaftspolitiker

Mit  Beginn  der  „Spezialoperation  in 
der Ukraine“ – wie man in Russland sagt 
–  hat  sich  die  Position  der  liberalen, 
westlich orientierten Kräfte in der russi-
schen  Politik  und  den  Medien  weiter 
verschlechtert. Führende russische Poli-
tiker  reden  nicht  mehr  von  „unseren 
westlichen Partner“,  sondern vom „kol-
lektiven Westen“. Das Wort „Gegner“ ge-
braucht die  russische Führung für den 
Westen bisher nicht.

Mit Beginn dieser Spezialoperation in 
der Ukraine haben weitere bekannte li-
berale  Führungsfiguren,  die  gute  Kon-
takte  zu  westlichen  Politikern  und Un-
ternehmern  hatten,  ihre  Posten  im 
Staatsapparat  verlassen.  Das  ist  seit 
dem  Machtantritt  von  Putin  im  Jahr 
2000 ein fortlaufender Prozess.

Anatoli  Tschubais,  unter  Boris  Jelzin 
verantwortlich für die Privatisierung der 
Staatsbetriebe  und  später  Leiter  des 
staatlichen Unternehmens Rosnano, hat 
Russland  im  März  2022  verlassen. 
Tschubais  war zuletzt Beauftragter des 
russischen  Präsidenten  für  internatio-
nale Beziehungen und nachhaltige Ent-
wicklung. Tschubais erkrankte im Juli in 
Italien an einer seltenen Krankheit.  Im 
August 2022 kam er zur Rehabilitation 
nach Deutschland.

Alexej  Kudrin  räumte  im  November 
seinen Posten als Leiter des russischen 
Rechnungshofes. Kudrin war 2000/2001 
russischer  Finanzminister.  Er  war  die 
letzte  starke  Stimme  in  der russischen 
Politik,  die  unablässig  für  die  Reduzie-
rung des Staatsanteils in der Wirtschaft 
eintrat. Nun arbeitet Kudrin als Berater 
für  Unternehmensentwicklung  bei  der 
russischen Internet-Suchmaschine  Yan-
dex.

Westlich orientierte Medien 
eingestellt

Alle  großen liberalen,  westlich  orien-

tierten  Medien  mussten  mit  Beginn 
der  Spezialoperation  ihre  Tätigkeit 
einstellen. Die russischen Aufsichtsbe-
hörden monierten,  dass  die  westlich 
orientierten  russischen  Medien  den 
inhaftierten  Aleksej  Navalny  unter-
stützten  oder  Geschichtsrevisionis-
mus betrieben. So hatte etwa der op-
positionelle  Fernsehkanal  „Doschd“ 
behauptet,  der Tod von einer Million 
Menschen  in  Leningrad  im  Zweiten 
Weltkrieg  hätte  verhindert  werden 
können, wenn Stalin die eingekesselte 
Stadt aufgegeben hätte.

Am  27.  März  organisierte  der 
Chefredakteur  der  liberalen  Novaja 
Gaseta Dmitri  Muratow ein Interview 
mit dem ukrainischen Präsidenten Se-
lenski.  Die  russische  Medien-Auf-
sichtsbehörde forderte, das Interview 
nicht zu veröffentlichen. Am 28. März 
stellte die Nowaja Gaseta ihr Erschei-
nen ein. Anfang September wurde der 
Zeitung die Lizenz entzogen. Im Okto-
ber verbot das Oberste Gericht Russ-
lands die Website der Novaya Gaseta. 
Man  kann  sie  in  Russland  jetzt  nur 
noch über VPN lesen.

Ähnlich erging es dem liberalen Ra-
dio Echo Moskau und dem Fernsehka-
nal  Doschd,  letzter  auch  unter  dem 
Namen  Rain  bekannt.  Die  russische 
Staatsanwaltschaft  setzte  die  Einstel-
lung dieser beiden Medien durch. Der 
Vorwurf  lautete,  Echo  und  Doschd 
hätten falsch über die russische Spezi-
aloperation in der Ukraine berichtet.

Ausweg für die Opposition: 
YouTube

Viele Linke und Liberale wichen we-
gen dem sich einschränkenden Medi-
enraum auf YouTube aus, wo man sie 
in Russland weiterhin sehen kann. Da-
bei bemüht man sich um vorsichtige 
Formulierungen,  um  nicht  mit  den 
russischen  Gesetzen  in  Konflikt  zu 
kommen.

Am  9.  Dezember  verurteilte  ein 
Moskauer Gericht den Oppositionspo-
litiker  und  Bezirksabgeordneten  Ilja 
Jaschin  zu  achteinhalb  Jahren  Haft, 
weil  er  das  Ansehen  der  russischen 
Armee  geschädigt  und  behauptet 
habe,  Russland  hätte  in  Butscha  bei 
Kiew Kriegsverbrechen begangen. Als 
Putin  von  einem  Journalisten  des 
Kommersant  auf  den  Fall  angespro-

chen  wurde,  erklärte  der  Präsident, 
„der Blogger“ habe das Recht in Beru-
fung zu gehen.

Die Straßenaktionen liberaler Kräfte 
gegen den Krieg in der Ukraine, die es 
im  Frühjahr  noch  gab,  gibt  es  nicht 
mehr.  Doch vereinzelt  sieht man auf 
Parkbänken  die  mit  Kreide  gemalte 
Parole „Nein zum Krieg“. Neulich saß 
mir  in  der  U-Bahn eine  Frau  gegen-
über,  die  hatte  sich an ihren Mantel 
ein  zehn  Zentimeter  große  recht-
eckige Plakette geheftet mit der Auf-
schrift  „Lew Tolstoi  – Krieg und Frie-
den“. Das Wort Krieg war durchgestri-
chen.

Seit Corona keine 
Demonstrationen mehr

Man muss wissen: Seit der Corona-
Zeit  gibt  es  in  Russland  keine  De-
monstrationen der Opposition  mehr. 
Nach  einer  Umfrage  des  Meinungs-
forschungsinstitutes  FOM  liegt  das 
Protestpotential  in  Russland  mit  20 
Prozent jedoch konstant hoch.

Auch  die  Kommunistische  Partei 
konnte im letzten Jahr nur Treffen mit 
Abgeordneten  unter  freiem  Himmel 
organisieren.  Die  Kommunistische 
Partei unterstützt allerdings die Spezi-
aloperation in der Ukraine.

Der linke ehemalige Diplomat Niko-
lai  Platoschkin,  der  wegen  seinem 
Protest gegen die Änderung der Ver-
fassung zur Verlängerung von Putins 
Amtszeit  fast  ein  Jahr  im Hausarrest 
saß,  ist  in  zahlreichen YouTube-Talk-
shows aktiv und tritt  gemeinsam mit 
Politikern  der  KPRF  auf.  Platoschkin 
darf  allerdings  mehrere  Jahre  nicht 
für politische Ämter kandidieren.

Wie denken die Russen über 
den Krieg in der Ukraine?

Der Krieg in der Ukraine ist für die 
Russen zurzeit  die  größte  Sorge.  Im 
November  machten  sich  nach  einer 
Umfrage  des  regierungsunabhängi-
gen Lewada-Zentrums 80 Prozent der 
Befragten wegen dem Krieg in der Uk-
raine Sorgen.

Nach der Umfrage unterstützen 74 
Prozent der Russen das Vorgehen der 
russischen Armee.  20  Prozent  unter-
stützen es nicht.  Das Umfrageergeb-
nis stimmt überein mit dem was ich in 
Gesprächen mit Russen höre.
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Deutlich wurde bei der Umfrage, dass 
es unterschiedliche Betroffenheit bei Ju-
gendlichen und älteren Menschen gibt. 
Unter  den  Menschen  über  54  sind  90 
Prozent über den Krieg besorgt.  Unter 
den Jugendlichen unter 24 Jahren sind 
dagegen nur 66 Prozent, besorgt.

Vor  die  Alternative  gestellt,  Fortfüh-
rung des Krieges oder Verhandlungen, 
sind  41  Prozent  der  befragten  Russen 
für  eine  Fortführung  des  Krieges,  53 
Prozent sind für die Aufnahme von Ver-
handlungen.  Unter  den  Jugendlichen 
unter 25 Jahren ist der Teil derjenigen, 
die für die Aufnahme von Verhandlun-
gen  sind  mit  68  Prozent  besonders 
hoch. Nur 21 Prozent der Jugendlichen 
sind nach der Lewada-Umfrage für die 
Fortführung des Krieges.

Bei der Lewada-Umfrage gab es keine 
Frage, nach der Effektivität  der Kriegs-
führung.

In persönlichen Gesprächen höre ich 
aber, dass viele Russen sich eine härtere 
Kriegsführung  wünschen.  Viele  wün-
schen  sich  die  Bombardierung  des 
Amtssitzes  von  Selenski  und  die  Bom-
bardierung  der  Wege  auf  denen  die 
Nato-Staaten ihre Waffen in die Ukraine 
liefern.

Was ist das Kriegsziel?
Unklar ist vielen Russen, was Russland 

in  der  Ukraine  exakt  erreichen  will. 
Diese Frage wird immer drängender, da 
sich  die  Front  nur  noch  wenig  verän-
dert.  Putins  Sprecher  erklärte  in  den 
letzten  Tagen,  es  gehe jetzt  vor  allem 
darum, den „noch okkupierten Teil der 
Volksrepublik Donezk“ zu befreien.

Im Süden der Ukraine liegt die ukrai-
nische Front nur ein paar Kilometer von 
den  Außenbezirken  der  Großstadt  Do-
nezk und nur zehn Kilometer von dem 
Stadtzentrum von Donezk entfernt, wes-
halb in der Stadt fast täglich Menschen 
durch  Beschuss  mit  HIMARS-Raketen-
werfern getötet  werden. Ein russischer 
Oberst  erklärte,  nur  wenn  es  gelänge 
die  Front  von  Donezk  100  Kilometer 
nach  Norden  zu  verschieben,  sei  die 
Stadt außerhalb der Reichweite der uk-
rainischen Artillerie.

Die  Erwartung,  dass  Putin  die  russi-
schen Minimalziele beschreibt, ist in der 
russischen Gesellschaft gestiegen, denn 
die  russischen  Truppen  mussten  zwei-
mal  große  Gebiete  räumen.  Die  Ein-

nahme der Städte Slawjansk und Kra-
matorsk,  die  im  Sommer  noch  ganz 
oben  auf  der  Prioritätenlisten  stan-
den, ist durch den Verlust eines gro-
ßen  Teils  der  Charkow-Gebietes  in 
weite  Ferne  gerückt.  Schon  seit  vier 
Monaten wird um die Stadt Bachmut 
gekämpft, die auf dem Weg nach Sla-
wjansk liegt.

Ukraine im Kalten
Die  russische  Armee  zerstört  seit 

dem  11.  September  mit  Lenkwaffen 
ukrainische  stromerzeugende  Unter-
nehmen, Verteilerstationen, Transfor-
matoren und Überlandleitungen.

Die  ukrainischen  Behörden  geben 
an,  40  Prozent  der  Stromleitungen 
seien  zerstört.  Vertreter  des  ukraini-
schen Staates erklärten, dass die Be-
völkerung  den  ganzen  Winter  über 
mit  Stromabschaltungen  rechnen 
muss.

Diese Art der russischen Kriegsfüh-
rung bringt den Westen unter Druck. 
Denn  müsste  der  Westen  jetzt  nicht 
statt  Waffen  Decken,  Generatoren 
und  medizinisches  Personal  für  die 
Millionen  Ukrainer  schicken,  die  im 
Kalten sitzen?

Stand der Mobilisierung
Am 7.  Dezember  erklärte  Wladimir 

Putin  bei  einem  Treffen  mit  russi-
schen  Menschenrechtlern,  dass  von 
den 300.000 Männern, die mobilisiert 
wurden, 150.000 – also die Hälfte – bei 
den  Streitkräften  eingegliedert  wor-
den sind. 77.000 mobilisierte Soldaten 
befänden  sich  direkt  an  der  Front. 
Eine weitere Mobilisierung von Solda-
ten „mache keinen Sinn“.

Die  russischen  Menschenrechtler 
bedankten sich bei Putin, dass er die 
Studenten in den Volksrepubliken Do-
nezk  und  Lugansk  vom  Wehrdienst 
befreit hat. Außerdem baten die Men-
schenrechtler, dass der russische Prä-
sident  noch  eine  Gruppe  von  der 
Front zurückrufe, nämlich diejenigen, 
die Prothesen herstellen. 

Der Präsident versprach, bei der Re-
gierung eine Gruppe einzurichten, die 
sich  speziell  um  die  gesundheitliche 
Wiederherstellung  der  Soldaten  und 
auch  um  die  Frage  der  Prothesen 
kümmere.

Was die Prothesen betrifft gibt es – 

so die Menschenrechtler – noch Pro-
bleme. Einzelteile für Prothesen müss-
ten  aus  Deutschland  importiert  wer-
den.  Den Soldaten  mangele  es  auch 
an Winterkleidung und den Ärzten an 
einfachem  Verbandsmaterial.  Putin 
erklärte  –  wie  Moskowski  Komsomo-
lez schrieb  – mit  schlecht verborge-
nem Erstaunen, dass diese Probleme 
bereits  gelöst  seien,  versprach  aber 
den  Verteidigungsminister  zu  infor-
mieren.

Angriffe auf russisches 
Territorium

Die  politische  Elite  in  Kiew  zeigt, 
dass sie alle Register zu ziehen bereit 
ist.  Der Kiewer Journalist  Dmitri  Gor-
don rief dazu auf, den Roten Platz in 
Moskau  zu  bombardieren.  Die  Uk-
raine  verfügt  mit  der  Raketenfabrik 
Juschmasch  in  Dnjepr  über  ein  Zen-
trum  der  sowjetischen  Raketenpro-
duktion.  Seit  Jahren  drohen  ukraini-
sche  Nationalisten  mit  dem  Einsatz 
von weitreichenden Raketen.

Am  5.  Dezember  schoss  die  russi-
sche Flugabwehr bei den Flugplätzen 
Engels und Rjasan ukrainische Strisch-
Drohnen  ab.  Ein  strategisches  russi-
sches Langstreckenflugzeug, das auch 
Atomwaffen befördern kann, wurde – 
wie auf Fotos zu sehen ist – am Heck-
teil beschädigt.

Nach Meinung russischer Experten 
verfügt  die  Ukraine  noch  über  150 
Strisch-Drohnen,  die  zu  Sowjetzeiten 
in  Charkow  entwickelt  wurden.  Die 
Drohne kann 1.100 Kilometer weit flie-
gen.

US-Außenminister  Antony  Blinken 
erklärte, die USA würden der Ukraine 
nicht  dabei  helfen,  Schläge  auf  das 
Territorium  Russlands  auszuführen. 
US-Verteidigungsminister  Loyd  Ostin 
aber erklärte laut CNN, die USA wür-
den die Ukraine nicht daran hindern, 
Waffen für Schläge zu entwickeln, die 
das russische Territorium treffen kön-
nen.

Sehr offene Worte von Merkel 
zum Minsker Abkommen

Angela Merkel erklärte  am 24.  No-
vember gegenüber dem „Spiegel“ und 
danach  –  am  7.  Dezember  –  gegen-
über  der  „Zeit“  überraschend,  dass 
das  Minsker  Abkommen  2015  zu-
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stande kam, um der Ukraine Zeit zu ge-
ben seine Armee aufzurüsten.

Einen Tag später machte auch Wladi-
mir  Putin  eine  bemerkenswerte  Äuße-
rung. Bei einem Treffen mit russischen 
Müttern von mobilisierten Soldaten er-
klärte der russische Präsident, Russland 
hätte in der Ukraine viel eher eingreifen 
müssen. 

Man wisse jetzt, „dass die Vereinigung 
(der  Volksrepubliken  Donezk  und  Lu-
gansk) mit Russland früher hätte statt-
finden müssen. Dann hätte es vielleicht 
nicht so viel Verluste in der Zivilbevölke-
rung und nicht so viele durch Beschuss 
getötete Kinder gegeben.“

Unter den Russen erhielt  Merkel bis-
her immer ausgesprochen viel Lob. Dies 
hängt auch damit  zusammen, dass die 
russischen  Medien  meist  sehr  positiv 
über Merkel berichteten. Zumindest be-
richteten sie  so,  als  sei  mit  Merkel  für 
Russland noch nicht alles verloren.

Die Zeitung „Moskowski Komsomolez“ 
kommentierte nun im bitteren Ton:
    „Der Westen braucht jetzt nicht mehr zu  
verheimlichen, dass das Minsker Abkom-
men ein Täuschungsmanöver war. Denn 
es hat geklappt. Die ukrainische Armee 
wurde acht Jahre lang mit Waffen vollge-
pumpt, die ukrainischen Streitkräfte wur-
den zu einer richtigen regulären Armee 
umgebaut. Sie erwarb militärische Erfah-
rung, indem sie den Donbass ständig be-
schoss. Dem Donbass wollte man keine 
Autonomie geben. Man wartete nur auf 
eins, die gewaltsame Eroberung des Don-
bass und die Vernichtung alles Russi-
schen.“ 

Leider – so die russische Tageszeitung 
weiter – sei „die Idee, sich mit dem Wes-
ten  friedlich  einigen  zu  können  und 
Kompromisse  zu  machen  in  Russland 
immer noch verbreitet“. 

Dabei würden die Interessen der rus-
sischen Bevölkerung in der Ukraine wie-
der übergangen.
„Die Händler – im vollen Sinne des Wortes 
– sind stark. Und so lange das so ist, ist 
die neue Lektion von Frau Merkel nicht 
von Nutzen. Es gibt das klassische Zitat: 
Geht ein Dummkopf in den Wald und 
sucht einen noch größeren Dummkopf.“

Mit  dem  noch  größeren  Dummkopf 
meint  „Moskowski  Komsomolez“  zwei-
fellos die Russen selbst.

2014: „Wir 
marschieren bis 
nach Kiew“

Man  muss  verste-
hen:  Der  Kreml  hat 
sich  in  der  Ukraine 
von  2014  bis  2022 
viel  zurückhaltender 
verhalten, als es sich 
die  Bevölkerung der 
Volksrepubliken  und 
ein  großer  Teil  der 
russischen  Bevölke-
rung wünschte.

Viele  Russen  hoff-
ten  2014  nach  dem 
Staatsstreich  in  der 
Ukraine,  dass  Russ-
land  die  Volksrepu-
bliken  Donezk  und 
Lugansk  militärisch  aktiv  unterstützt 
und  einen  Vormarsch  pro-russischer 
Freiwilliger  aus Donezk  und Lugansk 
Richtung Kiew zulässt.

Doch Moskau bremste die Freiwilli-
gen,  die  2014  auf  meine  Nachfrage 
freimütig  erklärten,  „wir  ziehen  bis  
Kiew“.

Die Freiwilligen aus den Volksrepu-
bliken  und  Russland  waren  2014/15 
beflügelt von ihren militärischen Erfol-
gen. Anfang Februar 2015 wurden bei 
Debalzewo 3.000 ukrainische Soldaten 
eingekesselt. Sie durften ohne Waffen 
abziehen.

Die  ukrainische  Armee  war  2014 
nicht  kampffähig.  Im  Frühjahr  2014 
liefen auf der Krim Teile der ukraini-
schen Streitkräfte zu den Russen über 
oder ergaben sich kampflos.

In  dieser  Situation  zogen  Angela 
Merkel und der damalige französische 
Präsident Francois Hollande die Reiß-
leine.  Auf  ihre  Initiative  wurde  das 
Minsker Abkommen unterzeichnet, in 
dem  ein  Waffenstillstand,  Wahlen, 
Entmilitarisierung und ein Autonomie-
Status  für  die  „Volksrepubliken“  Do-
nezk und Lugansk vereinbart wurde.

2014 – Eine schwache 
ukrainische Armee

Wenn  Russland  2014  in  die  Süd-
ostukraine  einmarschiert  wäre,  dann 
wären die russischen Truppen dort als 
Befreier  begrüßt  worden,  hört  man 

jetzt von Russen, die sich schon lange 
mit der Situation im Donbass beschäf-
tigen.  Aber jetzt  sei  es  viel  schwieri-
ger. Viele Ukrainer haben Angst. Wer 
gibt ihnen die Garantie, dass Russland 
die  von ihm eroberten Gebiete nicht 
wieder hergibt und man Opfer ukrai-
nischer Filtrationsmaßnahmen wird?

Moskau  setzte  zu  100  Prozent  auf 
die  Umsetzung des  Minsker  Abkom-
men.  Russlands  militärische  Zurück-
haltung  wird  von  deutschen  Main-
stream-Medien  komplett  ausgeblen-
det. Stattdessen wird in Endlosschleife 
vom „russischen Expansionismus“ ge-
sprochen.

Warum  hat  Moskau  nicht  schon 
2014  in  der  Ukraine  eingegriffen,  so 
wie es auf der Krim eingegriffen hat? 
Im russischen Internet  liest  man die 
These, Russland habe noch nicht die 
nötigen  weitreichenden  Lenkwaffen 
gehabt,  die  einen  Krieg  aus  der  Di-
stanz  möglich  machen.  Auch  ist  die 
Meinung  zu  hören,  die  russischen 
Rohstoffexporteure, die 30 Jahre lang 
das russische Wirtschaftsleben domi-
nierten,  hätten  aus  Angst  vor  Ge-
schäftseinbußen kein Interesse an ei-
ner  militärischen  Konfrontation  mit 
dem Westen gehabt.

Für  die  meisten  Russen  ist  heute 
klar,  dass  sie  vom Westen  über  den 
Tisch gezogen wurden. Diese Erkennt-
nis  stärkt  den  russischen  Patriotis-
mus.  Aber das  werden die  Journalis-
ten des deutschen Mainstreams wohl 
niemals einsehen.
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Eine UNO für alle statt organisierten Missbrauch
Redebeitrag Hans-Christoph von Sponeck beim Bundesweiten Friedensratschlag in Kassel am 11.12.2022

Zwei  Themen,  ein  Problem:  77 Jahre 
UNO – was braucht es, um die UNO vom 
Joch der Unterdrückung zu befreien?

Wie  kann der  Missbrauch  internatio-
naler  Organisationen,  nicht  nur  der 
UNO, verhindert werden?

Hierzu  Gedanken  eines  Menschen, 
der die UNO  erlebt und gelebt hat und 
meint, dass unsere Welt ohne Multilate-
ralismus  keine  lebenswürdige  Zukunft 
hat.

Es geht um viel mehr als nur um 
"Reformen"

Mensch und Natur sind von Krankhei-
ten befallen.  Wir besitzen die  "Medika-
mente", die globalen Gemeinschaftsgü-
ter,  für  eine  Heilung,  aber  benutzen 
diese  nicht.  Über  Jahre  hinweg ist  viel 
wichtiges  Menschenrecht  geschaffen 
worden.

Die Verpflichtung für die Anwendung 
dieser  Rechte  existiert  daher,  um Frie-
den,  menschliche Sicherheit  und nach-
haltige Entwicklung für alle zu ermögli-
chen.  Anwendung  würde  bedeuten, 
dass unsere Welt genesen könnte.

Ohne einen Multilateralismus,  wie  er 
in  der  UN-Charta  vorgegeben ist,  wird 
dies nicht gehen. Stalin,  Roosevelt und 
Churchill,  ein  Kommunist  aus dem Os-
ten und zwei Kapitalisten aus dem Wes-
ten, hatten sich 1945 auf der Krim über 
die Schaffung der Uno geeinigt und der 
Welt eine Gemeinschaft versprochen.

Das konnte nicht gut gehen. Zu groß 
waren die ideologische Kluft und die un-

terschiedlichen  nationalen  geopoliti-
schen  Erwartungen.  Es  folgte  der 
Kalte Krieg, der heute noch kälter ge-
worden ist.

Viel  gäbe  es hier  zu erläutern.  Die 
kurze Zeit, die ich habe, muss ich aber 
nutzen,  für  eine  Bestandsaufnahme 
der multilateralen Realität im 21. Jahr-
hundert  und,  natürlich,  für  entspre-
chende Hinweise zu ihrer Erneuerung.

Gründungsstaaten und 
heutige Mitgliedsstaaten

Aus 51 Gründungsstaaten der Uno 
1945  sind heute  193  Mitgliedstaaten 
geworden. Die Uno ist aber weiterhin 
machtpolitisch eine westlich zentrierte 
Organisation  geblieben,  so  wie  die 
zwei Kapitalisten Churchill und Roose-
velt es vor 77 Jahren haben wollten:

Von den fünf permanenten Mitglie-
dern des Sicherheitsrats kommen drei 
aus  dem  Westen;  Afrika  und  La-
teinamerika  haben keine Sitze,  Asien 
mit  China  nur  einen.  Das  politische 
Hauptquartier der UNO befindet sich 
in New York; die UN-Sonderorganisa-
tionen, Fonds und Programme haben 
ihre  Zentralen,  ohne  Ausnahme,  im 
Westen;  die Weltbank und der Inter-
nationale  Währungsfond,  zwei  UN-
Einrichtungen mit Sitz in Washington, 
unterliegen deutlich westlichen Inter-
essen.

Sie  werden  die  Gewichtung  einer 
solchen Darstellung  in  Frage  stellen. 
So ging es mir auch, bis ich über viele 
Monate hinweg die jährlichen Abstim-
mungsergebnisse der UN-Generalver-
sammlung untersucht hatte.  Was ich 
herausfand, ergab ein erschütterndes 
Zeugnis der Machtlosigkeit der Mehr-
heit der Staaten.

Hauptsächlich westliche Länder, vor 
allem  die  Vereinigten  Staaten  mit 
ihrem erzwungenen neoliberalen Uni-
lateralismus, haben Jahr für Jahr sys-
tematisch  jeglichen  Versuch,  Men-
schenrechte  und die  menschliche  Si-
cherheit für alle, wo immer sie leben, 
unterdrückt.

Vom  Kernwaffenstopp-Vertrag  und 
atomfreien Zonen bis hin zu Entkolo-
nialisierung  von  Territorien  in  Asien, 

Afrika und Lateinamerika und der Ein-
führung einer neuen Weltwirtschafts-
ordnung  mit  gleichen  Wettbewerbs-
bedingungen  für  Industrie-  und  Ent-
wicklungsländer  wurden  weitgehend 
vom Westen oder korrekter,  von den 
USA,  verhindert,  geradezu  boykot-
tiert.

Die USA und Somalia sind übrigens 
die einzigen Länder, die bis heute die 
UN-Kinderrechtskonvention von 1989 
nicht  ratifiziert  haben;  ähnliches  gilt 
für  die  UN-Frauenrechtskonvention 
von 1979, die ebenfalls bis heute von 
den USA abgelehnt wird.

Die Rolle des UN-
Sicherheitsrates

Alle rechtlichen Verpflichtungen der 
UN-Charta mit ihren 111 Artikeln wer-
den  von  den  ständigen  Mitgliedern 
des  Sicherheitsrats  immer  wieder 
skrupellos und straflos ignoriert oder 
gebrochen. Also genau von den fünf 
Staaten,  denen  die  UN-Generalver-
sammlung  die  Hauptverantwortung 
für Weltfrieden und Weltwohlergehen 
anvertraut  hat.  Internationales  Recht 
gilt also nur für die anderen. An Bele-
gen  für  die  Machtlosigkeit  der  Uno 
fehlt es nicht.

Die  Kriege in  Jugoslawien,  im Irak, 
Syrien, Afghanistan, Libyen und natür-
lich in der Ukraine sind die entsetzli-
chen Zeugen dieses Doppelstandards. 
Der Internationale Strafgerichtshof in 
Den Haag ist bisher nur für diese "an-
deren"  188  UN-Mitgliedsstaaten,  zu-
ständig  gewesen.  Saddam  Hussein 
wurde  mit  Recht  verurteilt,  George 
Bush  und Tony  Blair  bleiben  zu  Un-
recht straflos.

Es  siegt  weiterhin  das  Recht  der 
Macht  und  nicht  die  Macht  des 
Rechts.  Es  überrascht  daher  nicht, 
dass das 1990 gegebene Versprechen 
von  Paris  für  ein  europäisches  Frie-
densprojekt  –  wahrlich  eine  Stern-
stunde internationaler Beziehungen – 
schnell zu einem menschenverachten-
den  andauernden  Kriegsprojekt  ver-
kümmerte.

Die  gegenwärtigen  Versuche  der 
Nato, die Öffentlichkeit von der westli-
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chen  Ukraine-Politik  zu  überzeugen, 
übersieht  vollkommen,  dass  sie  damit 
hilft,  die  Zivilgesellschaft  aufzurütteln 
und die Macht unseres Widerstands zu 
stärken.

Aber die Voraussetzung für wirklichen 
dauerhaften  Erfolg  der  Friedensbewe-
gungen,  in  Deutschland  und  überall, 
bleibt:  Wir  müssen  zusammenrücken, 
müssen unsere Kräfte bündeln und dies 
mit Mut, innerer Überzeugung und ehr-
licher Menschlichkeit.

Der fatale und unangemessene westli-
che  Führungsanspruch  –  der  Westen 
stellt acht Prozent der Weltbevölkerung! 
– in der Weltorganisation und das damit 
verbundene  schwerwiegende  Joch  für 
die Friedensarbeit der Uno ist die Haup-
tursache für den jämmerlichen Zustand 
des  UN-Sicherheitsrates  und bleibt  die 
Hauptherausforderung  für  gefährlich 
überfällige Reformen der Uno.

Meine  32  Jahre  der  Mitarbeit  in  den 
politisch  so  unvereinten  Nationen  und 
die  Zeit  des  Nachdenkens  danach,  ge-
ben  mir  das  Selbstvertrauen  für  diese 
schwerwiegende  und  anklagende  Aus-
sage.

Der  Traum  des  Möglichen  für  eine 
friedlichere  und  gerechtere  Welt  ist  in 
den 77 Jahren der Uno zu einem tragi-
schen Alptraum des scheinbar Unmögli-
chen geworden.

Was muss geschehen,  um das fatale 
Joch von der UNO zu nehmen?

Darüber  Konkretes,  sobald  ich  das 
zweite Thema, den stattfindenden Miss-
brauch  internationaler  Organisationen, 
durch  ein  akutes  Beispiel  kurz  ange-
schnitten habe.

Politischer Missbrauch am 
Beispiel OVCW

Die Welt hat nicht vergessen, wie im 
Frühjahr  2003  die  USA  im  UN-Sicher-
heitsrat  ihr  gefährliches  Spiel  mit  der 
Unwahrheit  über  angebliche  Massen-
vernichtungswaffen  im  Irak  –  die  es 
schon lange gar nicht mehr gab!  – zur 
Schau getragen haben, als Vorbereitung 
auf  den  völkerrechtswidrigen  anglo-
amerikanischen Krieg gegen das Land.

Weniger  bekannt,  aber  ähnlich  ge-
fährlich,  sind  Falschmeldungen  der 
OVCW, der Organisation für das Verbot 
von  Chemiewaffen  in  Den  Haag  über 
den  angeblichen  Einsatz  von  chemi-
schen Waffen am 7. April 2018 im syri-

schen  Duma.  Ein  daraufhin  von  der 
OVCW entsandtes Expertenteam kam 
zu  dem  Schluss,  dass  die  43  Men-
schen, die bei diesem Angriff ums Le-
ben  kamen,  nicht  durch  chemische 
Waffen ums Leben gekommen waren.

Anstelle ihrer wissenschaftlichen Er-
kenntnisse wurde von dem OVCW-Ma-
nagement  ein  Bericht  veröffentlicht, 
der  das  Gegenteil  beweisen  wollte, 
nämlich, dass chemische Waffen doch 
benutzt  worden  seien.  Damit  sollte 
der am 18. April 2018 stattgefundene 
Angriff in Syrien durch die US-ameri-
kanische,  britische  und  französische 
Luftwaffe legitimiert werden.

Seither  sind  zwei  OVCW-Wissen-
schaftler,  die  für  die  Untersuchung 
vor Ort mitverantwortlich waren, aus 
Protest zurückgetreten, 28 internatio-
nal  bekannte  Personen,  unter  ihnen 
vier  weitere  OVCW-Wissenschaftler 
und  der  erste  General-Direktor  der 
OVCW,  José  Bustani,  haben  in  einer 
öffentlichen Erklärung ihre Besorgnis 
zu diesem sicherheitspolitisch so erns-
ten Zwischenfall und dem offensichtli-
chen  Missbrauch  einer  internationa-
len  Organisation  zum  Ausdruck  ge-
bracht. 

Dieser so ernste Vorfall ist von den 
Medien  bei  uns  und  im  westlichen 
Ausland mehr oder weniger ignoriert 
worden ist.

2021 hatte sich eine kleine Gruppe 
von vier Personen, zu der ich gehöre, 
gebildet,  die  mit  Hilfe  von  Experten 
und Parlamentariern eine 130-seitige 
Expertise erstellt hat, die Beweise lie-
fert, dass nicht nur die Frage des Ein-
satzes  von  chemischen  Waffen,  son-
dern  auch  der  Toxikologie  und  der 
Ballistik von der OVCW in Duma politi-
siert und fälschlich dargestellt worden 
sind.

Dieser Bericht wird in Kürze mit Un-
terstützung  einer  Gruppe  von  Abge-
ordneten einem Parlament in Europa 
und der Öffentlichkeit vorgelegt wer-
den,  mit  der  Forderung,  dass  alle 
OVCW-Wissenschaftler,  die  an  der 
Duma-Untersuchung dieser Organisa-
tion  mitgearbeitet  haben,  eine  neue 
Untersuchung vornehmen und Falsch-
darsteller  zur  Rechenschaft  gezogen 
werden.

Es geht hier nicht um Ideologie oder 
die Verteidigung der syrischen Regie-

rung, die anderswo im Land in der Tat 
chemische  Waffen eingesetzt  hat.  Es 
geht darum, Wahrheit, Sicherheit und 
die Integrität der OVCW, einer wichti-
gen  internationalen  Einrichtung,  zu 
verteidigen.

Hierzu  noch  zwei  weitere  Bemer-
kungen: Die Uno hat sowohl auf der 
politischen als auch auf der operatio-
nalen Ebene trotz wiederholter Anfra-
gen  bezüglich  Stellungnahmen  zu 
Duma  nicht  reagiert  –  eine  äußerst 
ernste  Veruntreuung  ihrer  völker-
rechtlichen Verpflichtung.

Schlimmer noch: Als Partnerorgani-
sation im Verbund mit der OVCW ha-
ben sowohl die monatlichen Ausspra-
chen im UN-Sicherheitsrat  über Che-
miewaffen in Syrien, als auch die Aus-
sagen  des  UN-Generalsekretärs  und 
seiner  höheren  Mitarbeiter  gezeigt, 
dass es keine Bereitschaft in der UNO 
gibt,  dem  Anliegen  der  Zivilgesell-
schaft  zu  folgen,  das  Thema  OVCW, 
Duma und Chemiewaffen neu zu un-
tersuchen. 

Der Sicherheitsrat ist zu einem geo-
politischen  Theater  geworden  und 
dies auf Kosten der Menschen in Sy-
rien.

Jeder  Versuch  unsererseits,  dieses 
wichtige Thema verantwortlich zu dis-
kutieren, ist bisher nur auf Schweigen, 
Häme oder vulgäre Abweisung gesto-
ßen. Dies entmutigt nicht nur – im Ge-
genteil,  es fordert  heraus, weil  diese 
Auseinandersetzung  stellvertretend 
stattfindet für das globale Ringen zwi-
schen  einer  geopolitisierten  und 
kriegslüsternden Welt des ungeheure-
ren  Reichtums  bei  gleichzeitiger  Be-
nachteiligung und Armut einerseits – 
und einer multipolaren Welt anderer-
seits, in der Recht, Freiheit und Sicher-
heit unser Leben bestimmen und die 
Uno  den  benötigten  Katalysator  lie-
fern kann.

Lange Liste der Erfordernisse
Die Liste der rechtlichen, strukturel-

len und inhaltlichen Anpassungen der 
UNO an die überlebenswichtigen Be-
lange unserer Welt im 21. Jahrhundert 
ist lang.

Ich möchte  erinnern an die  in  der 
UN-Charta  vorgeschlagenen  Konfe-
renz  aller  Mitgliedsstaaten  der  UNO 
(Art.109), die bereits 1955 hätte statt-
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finden sollen, um über notwendige Re-
formen  zu  entscheiden.  Gefordert  ist 
hier  politischer  Wille  der  Generalver-
sammlung, nach vielen Jahren der Nach-
lässigkeit,  eine  solch  wichtige  Zusam-
menkunft zu beschließen.

Die  UN-Klimakonferenzen  geben  ei-
nen Vorgeschmack darauf,  wie schwie-
rig es sein wird, sich auf wirkungsvolle 
Reformen zu einigen. Anstehen so wich-
tige Themen wie 

die  Integration  von  nichtstaatlichen 
Organisationen und Jugendlichen in die 
Arbeit der Uno; 

oder  die  Einführung  der  Rechen-
schaftsverpflichtung von Personen und 
Einrichtungen; 

die  Gewährleistung des internationa-
len Charakters und die Unabhängigkeit 
der Uno; 

die zukünftige Rolle  des UN-General-
sekretärs 

und die Auswahl von Bediensteten für 
den UN-Dienst und vieles mehr.

Globale Krisen: Die wichtigsten 
Hauptforderungen

Was folgt, ist eine enge Auswahl von 
Erneuerungen, die mir  besonders akut 
erscheinen:

1.  Das  Hauptgremium  der  Uno,  die 
Generalversammlung,  hat  keine 
Durchführungsautorität. Nur der Sicher-
heitsrat  kann  entscheiden,  mit  einer 
Ausnahme:  Wenn  internationale  Span-
nungen von bedrohlichem Ausmaß be-
stehen  und  es  an  Einstimmigkeit  der 
ständigen  Mitglieder  im  Sicherheitsrat 

mangelt,  dann, aber nur dann, kann 
die  Generalversammlung den Sicher-
heitsrat  überstimmen  (A/Res  377,  3. 
November 1950). Dieses Recht der Ge-
neralversammlung muss erheblich er-
weitert werden.

2. Die fünf Ständigen Mitglieder des 
UN-Sicherheitsrates bestehen  wei-
terhin auf dem Primat der Geopolitik, 
des  Großmacht-Nationalismus  und 
der  unzeitgemäßen  Zusammenset-
zung dieser Gruppe.  Die Zusammen-
setzung der  Ständigen  Mitglieder  im 
Sicherheitsrats  hat  sich  in  77  Jahren 
nicht  verändert  und  muss  dringend 
angepasst  werden,  damit  Afrika,  La-
teinamerika  und  Asien  angemessen 
vertreten sind.

Das  bestehende  Vetorecht  hat  im-
mer wieder friedensbildende Maßnah-
men  verhindert  und  verlangt  eine 
grundlegende Reform, um Mehrheits-
beschlüsse zu ermöglichen, um damit 
Alleingänge aus geopolitischen Inter-
essen  einzelner  Mitglieder  endgültig 
zu verhindern. An konstruktiven Vor-
schlägen mangelt es nicht.

3.  Der Internationale Gerichtshof 
in Den Haag hat, ebenso wie die Ge-
neralversammlung,  keine  Durchfüh-
rungsautorität,  sondern  nur  bera-
tende Funktionen und ist damit weit-
gehend  realpolitisch  unbedeutend. 
Dieser UN-Gerichtshof kann nur dann 
wirksam werden, wenn er das Mandat 
für  verpflichtende  Rechtsprechung 
bekommt  und  damit  vollstreckbare 
Entscheidungen treffen kann.

4.  Die  Diskrepanz  zwischen  dem 

Verlangten und den Geldern, die dem 
UN-Generalsekretär  zur  Verfügung 
stehen, wird immer größer. In diesem 
Jahr ist  das  ohnehin schon erbärmli-
che Budget von 3,2 Milliarden US-Dol-
lar für seine weltweite Initiativen weit 
geringer  als  das  Budget  der  Polizei 
der US-Metropole New York.

Der  kleine  Staat  Bhutan  im  Hima-
laya zahlt pro Kopf mehr für das UN-
Budget als  die  USA und unser Land. 
Katars  jährlicher  UN-Beitrag  beträgt 
7,8 Millionen US-Dollar. Für die Infra-
struktur der Fußball-WM zahlt die Re-
gierung  in  Doha  nach  Angaben  der 
Nachrichtenagentur Reuters 500 Milli-
onen US-Dollar pro Woche.

Das alte Thema: Die Welt hat mehr 
als  genug  Geld.  Die  Neuverteilung 
dieses Geldes sollte als eine nicht ver-
handelbare  Voraussetzung  für 
menschliche  Sicherheit,  nachhaltige 
Entwicklung und eine UNO als globale 
Durchführungsorganisation  vorge-
nommen werden.

Ausblick
Abschließend möchte ich Ihnen ver-

sichern, dass ich mir voll bewusst bin, 
dass  in  der  gegenwärtigen  Welt  des 
Staatszentrismus  und  des  geopoliti-
schen "Rechts der Ausnahme" weder 
der politische Wille geschweige denn, 
der  ethische  Ehrgeiz  existieren,  um 
die  Umsetzung  der  hier  gemachten 
UNO-Reformvorschläge  zu  ermögli-
chen.

Defätismus?  Dies  wäre  wahrlich 
eine unverantwortliche Reaktion.

Ich glaube an das Potenzial der 
Kraft der aktiven Zivilgesellschaft 
– bei uns und weltweit. Die Dring-
lichkeit,  Mega-Krisen wie der Kli-
mawandel  oder  die  Ungleichheit 
der Lebenschancen und die Angst 
vor  dem  möglichen  Einsatz  von 
Nuklearwaffen  in  Krisensituatio-
nen  werden  uns,  die  Zivilgesell-
schaft, und viele Regierungen zu-
sammenführen,  um  im  besten 
Kant'schen Sinne den Mut für die 
eigene Vernunft zu entfalten, um 
damit  auch  eine  UNO  aufzu-
bauen, die mit politischer Ehrlich-
keit  und  Rechenschaftsverpflich-
tung  eine  Gemeinschaft  werden 
kann, der alle angehören.
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Buchbesprechung: Der Umbau der Welt 

Die neue Seidenstraße: Zwischenbilanz und Ausblick
Uwe Behrens: Der Umbau der Welt – Wohin führt die Neue Seidenstraße?

ISBN 978-3-360-02804-04, € 18,00, 256 Seiten, 1. Auflage 2022

China  hat  sich  in  den  letzten  Jahren 
bereits  de  facto  zur  wichtigsten  Wirt-
schaftsmacht  global  entwickelt,  zumin-
dest wenn man das BIP nach Kaufkraft-
parität zugrunde legt. 

Uwe Behrens hat als promovierter Lo-
gistiker 27 Jahre in China gelebt. Als Un-
ternehmer und Manager war er auch an 
den Anfängen der Neuen Seidenstraße 
beteiligt.  Dieser deutsche Begriff – mit 
Bezügen zur historischen Seitenstraße – 
verengt etwas den Blick auf die tatsäch-
liche  Dimension.  Der  englische  Begriff 
„Belt  and  Road  Initiative“  (Gürtel  und 

Straße)  hingegen  verweist  auf  die 
ökonomische Verklammerung von Re-
gionen untereinander  durch  die  glo-
bal  angelegte,  aber  schwerpunktmä-
ßig regional nutzbare Infrastruktur. 

Dieses wird vor allem in dem Kapitel 
über  Afrika  deutlich.  Schließlich  geht 
es hierbei um den Ausbau der Infra-
struktur in das Landesinnere, um dort 
auch  eigene  Industrie  aufzubauen. 
Für die alten Kolonialmächte und die 
neoliberale Knebelung durch Freihan-
delsverträge  waren  und  sind  hinge-
gen nur  Infrastrukturen  zum schnel-
len Abtransport  von Rohstoffen rele-
vant (gewesen). 

Einen  detaillierten  Überblick  mit 
wichtigen Einzelprojekten erhält  man 
in Kapiteln über die Länder Zentralasi-
ens und Südostasien.

Die  globale  wirtschaftliche  Präsenz 
Chinas geht einher mit der Rolle Chi-
nas in zahlreichen wichtigen internati-
onalen Organisationen, die zur Unter-
stützung der Neuen Seidenstraße bei-
tragen, wie z.B. die BRICS-Staaten und 
regionale  Wirtschaftsgemeinschaften 
in Asien. 

Das  entsprechende  Kapitel  seines 
Buches beginnt mit dem Hinweis: „Die 
Belt  and Road Initiative wird  von kei-
nem Ministerium in Peking zentral ge-
führt  oder  gesteuert,  auch  existiert 
keine  solche  Projektbehörde“.  Das 
heißt, dass dieses Projekt sich als inte-
graler Bestandteil der Regierungspoli-
tik  durch  alle  Planungsdokumente 
zieht.

Angesichts  einer  zugespitzten  De-
batte um eine neue Weltordnung, bei 
der  China  eine  führende  Rolle  zu-
kommt und den westlichen Gegenre-
aktionen  auf  den  neuen  „systemi-
schen Rivalen“ ist das Buch von Uwe 
Behrens zum Verständnis der aktuel-
len  geopolitischen  Entwicklungen 
hoch informativ.  Das Buch zeigt  auf, 
wie  weit  das  Konzept  Chinas  global 
bereits erfolgreich ist. 

Zugleich wird aufgrund der riesigen 
Anzahl von bereits umgesetzten, lau-
fenden und geplanten Projekten  chi-
nesischer  Firmen  auch  deutlich,  wie 
wenig  der  „Westen“  dagegen  halten 
kann. 

Die  einzig  erfolgreiche  Ebene  ist 
mittlerweile  die  der  Propaganda 
durch selektive und verzerrte Darstel-
lungen aufgrund von Einzelprojekten 
und strapazierten Menschenrechtsfra-
gen, wie z.B. zur Provinz Xinjiang und 
den Uiguren. Auch diesbezüglich gibt 
Uwe Behrens sachliche Richtigstellun-
gen,  an  denen  man  nicht  vorbei 
kommt.

Zielsetzung der chinesischen Politik 
ist kein „China First“ und globale He-
gemonie  auf  Kosten  anderer  Völker. 
Der Schlusssatz des Autors lautet: „Da 
China den Traum nur in einer Welt des  
Friedens  und  der  weltweiten  Koopera-
tion  erreichen  wird,  nur  in  Harmonie  
mit  allen  Menschen  und  der  Umwelt,  
hat das Land die Neue Seidenstraße in  
die  Verfassung  des  Landes  aufgenom-
men.“

Karl-Heinz Peil

Klappentext des Buches
Vor  Jahrhunderten  zogen  Kaufleute 

von Europa nach China über Wege, die 
ein deutscher Geograf im 19. Jahrhun-
dert  als  Seidenstraße  bezeichnete. 
2013  reaktivierte  Peking  diese  Idee. 
Moderne,  digitalisierte  Handels-  und 
Wirtschaftsrouten sollen als neue Sei-
denstraße  Kontinente  und  Menschen 
miteinander  verbinden,  um  gemein-
sam für Wohlfahrt  und Wachstum zu 

arbeiten.  Gleichberechtigt  und  ohne 
Vormundschaft,  in Harmonie und frei 
von Hegemonie, unter einem Himmel.

Inzwischen sind 140 Staaten an der 
Realisierung  des  größten  Infrastruk-
turprojektes beteiligt, das es jemals in 
der Geschichte gab. 

Es geht dabei nicht nur um den Bau 
von Straßen und Schienentrassen, um 
Häfen  und  Pipelines  in  Asien,  Afrika, 

Europa und Südamerika.
Es  geht  um  ein  friedlichen  Umbau 

der  Welt.  Entlang  der  verschiedenen 
Routen entstehen Städte und Produkti-
onsanlagen,  Windparks  und  Wasser-
kraftwerke, Wirtschaftszonen und Wis-
senschaftszentren ... 

Uwe  Behrens  berichtet  kenntnis-
reich, was hinter Chinas Belt and Road 
Initiative steckt. 
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Thema: Neue Weltordnung

Die Anti-Seidenstraße
Redaktion German Foreign Policy

Berlin  will  weltweit  in Konkurrenz zu 
Chinas  Neuer  Seidenstraße  EU-Infra-
strukturprojekte  vorantreiben.  Das  EU-
Milliardenprojekt  dazu dümpelt  seit  ei-
nem Jahr erfolglos vor sich hin.

Bereits  das  zweite  Großprojekt  der 
EU, das Chinas Neuer Seidenstraße Kon-
kurrenz machen soll, droht zu scheitern. 
Das Vorhaben mit der Bezeichnung Glo-
bal Gateway ist vor rund einem Jahr offi-
ziell gestartet worden; es sieht vor, 300 
Milliarden  Euro  für  europäische  Infra-
strukturprojekte  in  aller  Welt  bereitzu-
stellen,  um  damit  chinesische  Projekte 
zu verdrängen. 

Allerdings  ist  aus  Global  Gateway  in 
den vergangenen zwölf  Monaten noch 
so gut wie nichts geworden – aufgrund 
innerer Reibereien in Brüssel, heißt es, 
aber auch, weil  die  Reaktionen der EU 
auf den Ukraine-Krieg „alle Kapazitäten 
gebunden“ hätten. 

Kommentatoren sprechen von einem 
„Milliardenbluff“.  Jetzt  dringt  allerdings 
die  Bundesregierung darauf,  dem Pro-
jekt  endlich  Leben  einzuhauchen;  es 
handle sich bei  ihm um „ein wichtiges 
geopolitisches Instrument“, das für „die 

Stärkung des ... Einflusses der EU von 
großer Bedeutung“ sei, heißt es in ei-
nem  Schreiben  mehrerer  Bundesmi-
nister an die EU-Kommission. 

Berlin schlägt etwa vor, die Lithium-
förderung bei Valjevo (Serbien) voran-
zutreiben  –  zugunsten  der  Batterie-
produktion  in  Europa.  Gegen  beste-
hende  Fördervorhaben  bei  Valjevo 
protestiert  die  Bevölkerung  seit  Jah-
ren. 

Global Gateway
Bei Global Gateway handelt es sich 

bereits  um den zweiten  Versuch der 
EU,  Chinas  Neuer  Seidenstraße  (Belt 
and Road Initiative,  BRI)  ein  Konkur-
renzvorhaben entgegenzusetzen. Der 
erste Versuch, die im September 2018 
lancierte  EU-Asien-Konnektivitätsstra-
tegie  [1],  scheiterte  umfassend;  im 
Oktober  2021 bestätigte  die bundes-
eigene Außenwirtschaftsagentur Ger-
many  Trade  &  Invest  (gtai),  es  sei 
nicht  gelungen,  mit  ihr  „nennens-
werte Erfolge [zu] erziel[en]“ [2].  Nur 
kurz  zuvor,  am 15.  September  2021, 
hatte EU-Kommissionspräsidentin Ur-
sula  von der Leyen einen neuen An-

lauf  gestartet  und in  ihrer  Rede zur 
Lage  der  Union  (State  of  the  Union 
Address) eine neue Infrastrukturinitia-
tive  namens  Global  Gateway  ange-
kündigt.  Auch dabei  verliefen die Ar-
beiten  zunächst  recht  schleppend. 
Mitte  November  2021  hieß  es,  man 
habe bislang einen Planungsstand mit 
einem Volumen von lediglich 40 Milli-
arden Euro – im Vergleich zu Chinas 
BRI nur ein Klacks. 

Erst in einem weiteren energischen 
Anlauf gelang es, das Finanzvolumen 
zumindest auf dem Papier auf bis zu 
300  Milliarden US-Dollar  aufzublasen 
und dem Gesamtprojekt einen PR-An-
strich  zu  verleihen,  der  Global  Gate-
way Anfang Dezember  2021  wenigs-
tens in der Öffentlichkeit als ein ambi-
tioniertes, gute Aussichten verheißen-
des Vorhaben erscheinen ließ.[3]

Europas Milliardenbluff“
Seitdem  ist  allerdings  so  gut  wie 

nichts aus dem Vorhaben geworden. 
Ende  vergangenen  Jahres  hatte  Nils 
Schmid,  außenpolitischer  Sprecher 
der  SPD-Bundestagsfraktion,  noch 
darauf  gedrungen,  Global  Gateway 
müsse „schon im nächsten Jahr ... auf 
dem Balkan und in Afrika ...  sichtbar 
werden“.[4]  Das  ist  nicht  geschehen; 
vielmehr  setzte  die  EU  im  Lauf  des 
Jahres lediglich entwicklungspolitische 
Projekte  um,  die  sie  ohnehin  längst 
geplant  hatte.  Erläuternd hieß  es,  in 
der Kommissionsbürokratie sei Global 
Gateway an beharrlichen inneren Wi-
derständen gescheitert. 

Außerdem hätten die Bemühungen, 
auf den Ukraine-Krieg zu reagieren, in 
Brüssel  „alle  Kapazitäten  gebunden“.
[5] Kommentatoren haben begonnen, 
Global  Gateway  als  „Europas  Milliar-
denbluff“ einzustufen, der 2021 zwar 
mit  dramatischem  Gestus  angekün-
digt worden sei, aber – bislang jeden-
falls – weitestgehend verpuffe.[6]

Spott  zog die  EU mit  einem eben-
falls  misslungenen  PR-Projekt  auf 
sich, das junge Menschen zwischen 18 
und 35 Jahren für Global Gateway ein-
nehmen sollte;  es handelt  sich dabei 
um eine Website  mit  einer virtuellen 
Welt  auf  einer  Tropeninsel,  auf  der 
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eine Party gefeiert wird. Am Eröffnungs-
event nahmen online ganze sechs Per-
sonen  teil,  darunter  mindestens  ein 
Journalist.[7]  Die  Kosten  des  PR-Pro-
jekts: 387.000 Euro.

„Ein wichtiges geopolitisches 
Instrument“

Um  das  vollständige  Scheitern  von 
Global  Gateway  zu  verhindern,  macht 
Berlin  nun  Druck.  Wie  berichtet  wird, 
haben  kürzlich  die  Ministerinnen  des 
Äußeren (Annalena  Baerbock),  für  Ent-
wicklung (Svenja Schulze), für Wirtschaft 
(Robert Habeck) und für Verkehr (Volker 
Wissing) einen Brief an die EU-Kommis-
sion geschickt, in dem es heißt, das Pro-
jekt sei „ein wichtiges geopolitisches In-
strument, das für die Stärkung des stra-
tegischen  und  globalen  Einflusses  der 
EU von großer Bedeutung“ sei – „insbe-
sondere  angesichts  des  weltweiten 
Wettbewerbs der Systeme“.[8] 

Entsprechend müsse Global  Gateway 
unbedingt  zum Erfolg  geführt  werden. 
„Für die Glaubwürdigkeit der EU und ih-
rer  Mitgliedstaaten“  sei  es  dabei  ent-
scheidend,  „dass  wir  nicht  nur  beste-
hende  oder  bereits  geplante  Projekte 
der  Entwicklungszusammenarbeit  um-
etikettieren“,  heißt  es  weiter;  die  EU 
solle  vielmehr  „neue,  sichtbare  Vorzei-
geprojekte identifizieren und Mittel des 
Privatsektors mobilisieren“, um die Vor-
haben „so schnell wie möglich umzuset-

zen“. Begleitend schlägt die Bundesre-
gierung 20 „Leuchtturmprojekte“ vor, 
deren Dimensionen weit über übliche 
Entwicklungsvorhaben hinausreichen; 
Baerbock  dringt  darauf,  sie  nun 
„schnell in die Tat umzusetzen“.

„Eine europäische Alternative“
Einige der Leuchtturmprojekte ent-

sprechen  dabei  lediglich  deutschen 
Rohstoffinteressen.  Das  gilt  etwa für 
den  Plan,  nahe der  serbischen Stadt 
Valjevo  Lithium  für  die  Batteriepro-
duktion  in  Europa  abzubauen.  Die 
Kosten werden auf 600 bis 900 Millio-
nen Euro beziffert. Nahe Valjevo wer-
den  seit  Jahren  Lithiumfördervorha-
ben betrieben; sie stoßen regelmäßig 
auf den Protest  der Bevölkerung,  da 
sie  immer  wieder  gravierende  Um-
weltschäden  verursachen,  und  sie 
sind mittlerweile  zum Teil  gerichtlich 
gestoppt worden.[9] 

Das hält die rot-gelb-grüne Bundes-
regierung nicht davon ab, auf den Li-
thiumabbau bei Valjevo im großen Stil 
zu  setzen.  Andere  Vorschläge  zielen 
ausschließlich  darauf  ab,  Chinas  Ein-
fluss zurückzudrängen.[10]  So nimmt 
die Bundesregierung zum Beispiel ein 
großes Windkraftprojekt  unweit  Gha-
nas Hauptstadt Accra in den Blick. Ak-
tuell ziehe ein chinesisches Unterneh-
men den Einstieg bei dem Projekt Ko-
nikablo in Betracht, heißt es: „Die Be-
teiligung  von  Global  Gateway  kann 

eine Übernahme verhindern“. 
Zudem  fordert  die  Bundesregie-

rung,  die  Verkehrsverbindungen zwi-
schen  Laos,  Vietnam  und  Thailand 
auszubauen:  Dies  könne  eine  „euro-
päische  Alternative  zur  Nord-Süd-
Route“ der Neuen Seidenstraße sein. 
Der Wert des Projekts im Machtkampf 
gegen  China  rückt  dabei  die  Frage, 
welchen  Nutzen  es  für  die  Bevölke-
rung hat, in den Hintergrund.

„Die Privatwirtschaft an Bord“
Konkrete Vorteile erhofft sich dabei 

von  Global  Gateway  die  deutsche 
Wirtschaft. So geht beispielsweise der 
Bundesverband der Deutschen Indus-
trie  (BDI)  davon aus,  „dass  deutsche 
Firmen durch Global  Gateway in  ho-
hem Maße von Aufträgen in Entwick-
lungs- und Schwellenländern profitie-
ren“.[11] 

Außenministerin  Baerbock  legt  da-
her Wert darauf, „dass wir von Anfang 
an die Privatwirtschaft an Bord holen“: 
Es solle „eine zentrale Anlaufstelle für 
Unternehmen“  geben.  Als  Schwer-
punktregion  empfiehlt  das  Auswär-
tige  Amt  neben  Südosteuropa  und 
Afrika auch Lateinamerika. Dort gebe 
es, so heißt es, nicht nur immense La-
gerstätten von Rohstoffen, die für die 
Energiewende  benötigt  würden  – 
etwa  Lithium;  vor  allem  weite  dort 
China seinen Einfluss rasant aus. 

Vor China muss man sich nicht 
fürchten

Ein Thema, das in der Auseinander-
setzung  mit  China  allgegenwärtig  ist 
und  in  den  jeweiligen  Zuspitzungen 
die  schärfsten  Kontroversen  auslöst, 
sind die Menschenrechte. Wir im Wes-
ten rühmen uns, die Bedürfnisse und 
die  Entfaltung  des  Individuums  seit 
der Aufklärung in den Mittelpunkt un-
serer Überlegungen zu Staat und Ge-
sellschaft  gestellt  zu  haben.  Und  wir 
sind zu Recht stolz darauf. 

Die  Ermächtigung  des  Individuums 
zum eigenen Denken, sich des eigenen 
Verstandes  zu  bedienen,  wie  Kant  es 
formuliert  hat,  ermöglichte  unter  an-
derem die industrielle  Revolution,  die 
Europa  zu  nie  da  gewesener  wirt-
schaftlicher  Blüte und schliesslich,  im 
Laufe des 19.  Jahrhunderts,  zur Welt-

herrschaft geführt hat. 
Der  völkerrechtliche  Menschen-

rechtsgedanke  erhielt  seinen  ersten 
formellen,  allerdings  rechtlich  noch 
nicht  bindenden  Ausdruck  nach  dem 
Zweiten  Weltkrieg  in  der  Uno-Men-
schenrechtserklärung von 1948, wurde 
aber später, 1966, in den sogenannten 
internationalen Pakten I und II auf ein 
rechtlich  verbindliches  Niveau  geho-
ben. 

Pakt I listet die wirtschaftlichen, sozi-
alen und kulturellen Rechte auf;

Pakt  II  listet  die  bürgerlichen  und 
politischen Rechte auf. 

Warum  ist  das  in  unserem  Zusam-
menhang von Belang? Vor allem des-
halb, weil sich der Westen heute prak-
tisch nur noch auf den Pakt  II  beruft 
und  bürgerlich-politische  Rechte  wie 
Meinungsäusserungs-  und  Versamm-

lungsfreiheit sowie demokratische Mit-
sprache  herausstreicht,  während 
China  an  einer  strikten  Reihenfolge 
festhält  und  den  Pakt  I  im  eigenen 
Land, aber auch in den Entwicklungs-
ländern für absolut vorrangig hält.

Rechte  auf  Ernährung,  Bekleidung 
und  Unterbringung,  sodann  auf  Bil-
dung und Teilhabe am kulturellen Le-
ben seien überhaupt die Grundvoraus-
setzungen für jedes menschenwürdige 
Dasein, das sich im Übrigen nur in ei-
nem  friedlichen  und  stabilen  Umfeld 
entfalten könne. 

Die Rechte «im Überbau», wie etwa 
freie  Meinungsäusserung,  könnten 
später  ausgebaut  werden.  Materielle 
Sicherstellung komme vor dem Recht, 
die eigene Regierung zu kritisieren. 

Aus: Infosperber vom 29.12.2022 /
 Hans Boller
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Unterwegs zu einer neuen Weltordnung - 
Für Kooperation statt Konfrontation!
Abschlusserklärung vom Bundesausschuss Friedensratschlag zum 29. bundesweiten Friedensratschlag am 10./11. 
Dezember 2022  in Kassel

Die alte unipolare, von den USA domi-
nierte  Weltordnung geht  zu  Ende.  Die 
USA  und  ihre  Verbündeten  versuchen, 
diese Entwicklung mit allen Mitteln auf-
zuhalten.  Auf  die  Gefahr  eines großen 
Krieges hin, intensivieren sie ihren Stell-
vertreterkrieg  in  der  Ukraine  gegen 
Russland  und  zündeln  gleichzeitig  mit 
gegen  China  gerichteten  militärischen 
Aktivitäten im Pazifik und Provokationen 
um Taiwan.  Der  ab  Februar  ausgewei-
tete Wirtschaftskrieg verschärft weltweit 
Hunger  und  soziale  Ungleichheit  und 
konterkariert den Kampf gegen den Kli-
mawandel.

Von der Zeitenwende 1999 zum 
Krieg in der Ukraine

Die Zeitenwende, von der nun oft die 
Rede ist,  begann  nicht  mit  dem  russi-
schen  Einmarsch  in  der  Ukraine,  son-
dern bereits im März 1999. Der Überfall 
der NATO auf Jugoslawien war die Ou-
vertüre  zu  weiteren  westlichen  völker-
rechtswidrigen Kriegen und Interventio-
nen. Gleichzeitig begann die NATO, sich 
durch  die  Aufnahme  erster  Ex-War-
schauer  Vertrag-Staaten  in  Richtung 
Russland  vorzuschieben ‒  unter  Bruch 
verbindlicher Zusagen gegenüber Mos-
kau,  das  Militärbündnis  würde „keinen 
Zoll nach Osten“ ausgeweitet werden.

Es war der Anfang vom Ende der An-
sätze für eine europäische Friedensord-
nung, die Anfang der 1990er Jahre u.a. 
mit der Charta von Paris eingeleitet wor-
den  waren  und  auch  Bestandteil  des 
2+4-Vertrags  wurden.  Sie  verbanden 
das Recht auf freie Bündniswahl mit der 
Pflicht,  die  eigene militärische  Position 
nicht zu Lasten Dritter zu stärken, son-
dern  die  Sicherheitsinteressen  anderer 
Staaten zu berücksichtigen.

Die  NATO setzte  sich skrupellos  dar-
über hinweg und forcierte mit Truppen 
und Großmanövern an den russischen 
Grenzen  und  dem  versprochenen 
NATO-Beitritt  der Ukraine die  Konfron-
tation  immer weiter.  Mit  dem Maidan-
Putsch 2014, der folgenden Aufrüstung 
und  sukzessiven  NATO-Integration  der 
Ukraine  wurden  die  roten  Linien  Mos-

kaus endgültig überschritten und ‒ in 
Verbindung  mit  der  bevorstehenden 
Stationierung  neuer  US-Mittelstre-
ckenraketen  ‒  die  Bedrohungssitua-
tion  aus  russischer  Sicht  massiv  ge-
steigert. Von Russland geforderte Ver-
handlungen  über  Sicherheitsgaran-
tien wurden von den USA und NATO 
brüsk  abgelehnt.  Gleichzeitig  eska-
lierte  Kiew  den  Krieg  im  Donbass. 
Nachdem  die  ukrainische  Regierung 
sieben Jahre lang die Umsetzung des 
völkerrechtlich  bindenden  Minsker 
Abkommens verweigert hatte, begann 
sie  Mitte  Februar  2022  eine  militäri-
sche Offensive gegen die Donbass-Re-
publiken. Dieser gesamte Hintergrund 
darf  bei  der  Beurteilung  des  völker-
rechtswidrigen  Einmarsches  Russ-
lands nicht außer Acht gelassen wer-
den und zeigt, wo Verhandlungen zur 
Beendigung  des  Krieges  in  der  Uk-
raine ansetzen müssen.

Die USA und ihre Verbündeten tor-
pedierten dagegen die erfolgverspre-
chenden  Verhandlungen  in  Istanbul 
Ende  März  und  drängen  Kiew  auch 
nach  neun  Monaten  Krieg  dazu,  auf 
keinen Fall ernsthafte Bereitschaft zu 
Verhandlungen  zu  zeigen.  Sie  sehen 
in einem längeren Krieg die Gelegen-
heit,  den  Rivalen  entscheidend  zu 
schwächen und in Verbindung mit ei-
nem beispiellosen Wirtschaftskrieg zu 
„ruinieren“  (Außenministerin  Baer-
bock). Indem sie mit immer schwere-
ren  Waffen,  Militärberatern,  Ausbil-
dern,  Feindaufklärung,  Geheimdiens-
tinfos  und  Söldnern  zunehmend  in 
den  Krieg  einstiegen,  verhalfen  sie 
den  ukrainischen  Truppen  zu  Erfol-
gen,  allerdings  unter  hohen  Verlus-
ten. Die russische Armee reagierte mit 
massiven Angriffen auf die Infrastruk-
tur.

Wie der  Einschlag ukrainischer Ab-
wehrraketen in Polen zeigte, kann der 
Krieg jederzeit  in einen größeren es-
kalieren.  Es  wächst  mit  jedem  Tag 
nicht nur das Risiko von Atomwaffen-
einsätzen, sondern auch das einer nu-
klearen  Katastrophe  durch  Angriffe 

auf AKWs im Kriegsgebiet.
Wir  fordern  von  der  Bundesregie-

rung und der EU, den Krieg nicht län-
ger mit Waffenlieferungen und Propa-
ganda  zu  befeuern,  sondern  sich 
ernsthaft  um  einen  Waffenstillstand 
und  Verhandlungen  ohne  Vorbedin-
gungen zu bemühen.

Die  Ampelregierung  fährt  einen 
Kurs geradewegs in den Abgrund. Ge-
meinsam mit den Partnern in der EU 
sorgt sie mit dem Streben nach mög-
lichst  vollständiger  wirtschaftlicher 
Abkopplung von Russland für  Liefer-
engpässe und Preisexplosionen bei Öl 
und  Gas,  für  steigende  Lebenshal-
tungskosten  und  einen  absehbaren 
Absturz der Wirtschaft.

Gleichzeitig will sie mit gigantischen 
Rüstungsvorhaben  Deutschlands 
Großmachtrolle weiter ausbauen und 
die  Bundeswehr  zur  stärksten  kon-
ventionellen  Militärmacht  Europas 
machen.  Mit  der  anvisierten  Steige-
rung  der  Militärausgaben  auf  zwei 
Prozent  des  Bruttoinlandprodukts 
drohen diese sich in wenigen Jahren 
auf 100 Milliarden Euro zu verdoppeln 
‒  Gelder,  die  wir  dringend  für  die 
Überwindung  der  drängenden  Pro-
bleme in den Bereichen Soziales,  Ge-
sundheit,  Umwelt  und  Klima  benöti-
gen.

Wir fordern, dass die Bundesregie-
rung  diesen  friedensgefährdenden 
und unsozialen Kurs verlässt und ab-
rüstet!

Wir wenden uns gegen Waffensys-
teme  wie  die  Hyperschallwaffen,  die 
für die USA und die NATO die Option 
eines Enthauptungsschlages  – wie  in 
den 80er Jahren die Pershing II - ge-
gen Russland eröffnen.

Die Bundesregierung darf der Stati-
onierung  der  US-Hyperschallraketen 
und  anderen  Mittelstreckenraketen 
nicht zustimmen. Sie muss dem Atom-
waffenverbotsvertrag der UNO beitre-
ten  und  die  Truppenstationierungs-
verträge kündigen!

Die  Bundesregierung will  sich  nun 
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den vor über einem Jahrzehnt begonne-
nen  US-amerikanischen  Bestrebungen, 
China  militärisch  einzuhegen,  mit  der 
Bundeswehr  anschließen.  Ein  Wettrüs-
ten  des  Westens  gegen  das  Tandem 
China-Russland  ist  ein  Irrweg,  der  mit 
dem Untergang der Menschheit enden 
kann.

Die  unvermeidlichen  Widersprüche 
müssen  am  Verhandlungstisch  gelöst 
werden. Die Zeit der Klimakatastrophe, 

des weltweiten Hungers bei gleichzei-
tigem  Anstieg  der  Weltbevölkerung 
verlangt  dringend  nach  Kooperation 
statt immer mehr Konfrontation.

Wir  treten  daher  ein  für  eine  Frie-
densordnung der gleichen gemeinsa-
men  Sicherheit,  für  Vereinbarungen 
und Strukturen, die die Sicherheitsin-
teressen eines jeden Staates  berück-
sichtigt.  Statt  einer  auf  Hochrüstung 
und  Abschreckung  ausgerichteten 

NATO  benötigen  wir  eine  UNO  und 
eine OSZE, die ‒ von westlicher Domi-
nanz befreit ‒ handlungsfähiger wer-
den.

Wir  müssen uns  zudem dafür  ein-
setzen,  dass  die  neue  multipolare 
Weltordnung  den  Grundsätzen  der 
sozialen Gerechtigkeit, der internatio-
nalen Solidarität, der Demokratie und 
der  ökologischen  Nachhaltigkeit  ver-
pflichtet sein wird. 

Diplomatie, Verhandlungen 
und globale Kooperation statt 
Konfrontation und weitere 
Kriegseskalation

Wir fordern einen dringend notwen-
digen Waffenstillstand in der Ukraine. 
Wir  wenden  uns  entschieden  gegen 
die von der großen Koalition aus SPD, 
Grünen,  FDP  und  CDU/CSU  vorange-
triebene Konfrontationspolitik und mi-
litärische  Hochrüstung  zur  Führungs-

macht in Europa. Die deutsche Regie-
rung darf nicht länger mit Waffenliefe-
rungen zur Kriegseskalation beitragen, 
sondern  muss  sich  Macrons  Vorstoß 
für  Verhandlungen  anschließen,  die 
die berechtigten Sicherheitsinteressen 
aller, d.h. auch Russlands berücksichti-
gen.

Die Menschheit hat nur eine Überle-
benschance,  wenn  global  eine  Wei-
chenstellung  für  gemeinsame  Sicher-
heit  erfolgt.  Ohne eine  Zusammenar-

beit mit Russland und China kann der 
sich  anbahnenden  Klimakatastrophe 
nicht begegnet werden.

Ein immer wahrscheinlicher werden-
der  Atomkrieg  bedroht  uns  alle.  Der 
millionenfache Tod durch die Vielzahl 
weltweiter Kriege, die Zerstörung von 
Umwelt  und Infrastruktur,  Flucht und 
Vertreibung  von  Millionen  Menschen 
durch Militarisierung, aber auch durch 
Blockaden  und  Sanktionen  sowie  die 
Ausweitung  von  Armut  und  Umwelt-
zerstörung  dürfen  nicht  weiter  zur 
Normalität gehören.

Für eine dazu notwendige Politik des 
Friedens, der Gerechtigkeit  und inter-
nationalen Solidarität werden wir wei-
ter aktiv sein und wollen neue Mitstrei-
terInnen  für  einen  wirklichen  politi-
schen Wandel gewinnen.

Abrüsten  statt  aufrüsten,  Spannun-
gen abbauen, gegenseitiges Vertrauen 
aufbauen, das schafft Perspektiven für 
Entwicklung hin zu globaler und sozia-
ler Sicherheit.

„Die Waffen nieder“ bleibt das 
Gebot der Stunde.
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Aufruf zu Protesten gegen die NATO-Sicherheitskonferenz 2023

Verhandeln statt Schießen – Abrüsten 
statt Aufrüsten

Demonstration Samstag, 18. Februar 2023, 13 Uhr, München, 
Karlsplatz (Stachus)

Auszug aus dem Aufruf:

Wir  mobilisieren  gegen  die  soge-
nannte Sicherheitskonferenz (SIKO), die 
vom 17.  bis  19.  Februar  2023  in  Mün-
chen  stattfindet.  Dort  treffen  sich 
Staats- und Regierungschefs sowie Poli-
tiker*innen mit Spitzenmilitärs, mit Ver-
treter*innen  von  Großkonzernen  und 
der Rüstungsindustrie. 

Die NATO-Staaten geben dort den Ton 
an. Ihnen geht es um die Sicherung der 
strategischen  Vormachtstellung  westli-
cher  kapitalistischer  Staaten  und  ihrer 
Konzerne,  nicht  um  die  Sicherheit  der 
Menschen,  weder  hier  noch  anderswo 
auf der Welt. 

Die  SIKO  dient  vor  allem  dazu,  sich 
über  eine  gemeinsame  Strategie  der 
NATO-Staaten  gegen die  Rivalen  Russ-
land und VR-China zu verständigen. Vor 
allem aber soll die Aufrüstung der NATO 
vorangetrieben und gerechtfertigt wer-
den.

Gegen jeden Krieg 
Im  Gegensatz  zu  unseren  Regierun-

gen,  die  die  Kriege  der  NATO-Staaten 
gegen  Jugoslawien,  Afghanistan,  Irak 
und Libyen etc.  gerechtfertigt  und un-
terstützt haben, treten wir kompromiss-
los gegen jede Anwendung militärischer 
Gewalt  gegen andere Länder ein.  Des-
halb  verurteilen  wir  den  völkerrechts-
widrigen russischen Angriffskrieg gegen 
die Ukraine und die damit verbundene 
Annexion ukrainischen Territoriums.

[…]

Der Krieg in der Ukraine 
muss beendet werden.

Wir treten ein:
Für  einen  sofortigen  Waffenstill-

stand  und  für  Verhandlungen! Die 
einzige Alternative zum Krieg ist eine 
Verhandlungslösung.  Immer  mehr 
westliche Waffenlieferungen beenden 
nicht den Krieg, ebenso wenig wie die 
Fortsetzung  der  Kriegshandlungen 
Russlands.

Für  gegenseitige  Sicherheitsga-
rantien  für  Russland  und  die  Uk-
raine.     Ein Beitritt der Ukraine in die 
NATO  muss  ausgeschlossen  werden 
und Russland muss die territoriale Un-
versehrtheit und Souveränität der Uk-
raine garantieren.

Für  die  Beendigung  aller  Wirt-
schaftssanktionen. Sie sorgen vor al-
lem im Globalen Süden, aber auch in 
Europa und Russland für Armut, Hun-
ger und Tod, während die Kriegstrei-
ber meist unversehrt bleiben.

Wir sind solidarisch mit den Frie-
denskräften,  den  Kriegsdienstver-
weigerern und Deserteuren in Russ-
land und der Ukraine.

Stoppt die Aufrüstung 
Deutschlands und der NATO
Der Krieg Russlands gegen die Uk-

raine dient  jetzt  als  Vorwand für  ein 
gigantisches,  seit  langem  geplantes 
Aufrüstungsprogramm.  Die  Mili-
tärausgaben  Deutschlands  sollen  in 
den  kommenden  Jahren,  zusammen 
mit dem jährlichen Anteil aus dem 100 
Mrd.  „Sondervermögen“  zur  Aufrüs-
tung  der  Bundeswehr,  von  50,3  auf 
rund 70 bis 80 Mrd. Euro jährlich an-
steigen. Deutschland katapultiert sich 
damit  auf  den  dritten  Platz  bei  den 
weltweiten Rüstungsausgaben.

Wir  treten  ein  für  Abrüstung  und 
eine Politik der Entspannung

Wir fordern: 
Statt Milliarden für die klimaschädli-

che  Aufrüstung,  Investitionen in  den 
Klimaschutz,  die   UN-Flüchtlings-und 
Welthungerhilfe, in die Sozialsysteme, 
das öffentliche Verkehrs- und Gesund-
heitswesen,  in Bildung und Kultur      

Für die Beendigung aller Auslands-
einsätze der Bundeswehr, den Austritt 
Deutschlands  aus  dem  NATO-Kriegs-
bündnis  und  allen  Militärstrukturen 
der EU

Keine Anschaffung von bewaffneten 
Drohnen

Keine  US-Kampfflugzeuge  für  den 
Einsatz der in Deutschland stationier-
ten Atomwaffen

Schluss  mit  der  deutschen Beihilfe 
zu  völkerrechtswidrigen  Angriffskrie-
gen und zum illegalen Drohnenkrieg, 
der über die US-Airbase Ramstein ge-
führt wird.

Für  die  Schließung  aller  US-Trup-
penstützpunkte und aller Kommando-
zentralen  der  USA  und  NATO  in 
Deutschland

Schluss  mit  der  deutschen  Beteili-
gung an der Atomkriegsstrategie der 
USA durch die sog. Nukleare Teilhabe. 
Die Bundesregierung muss dem UN-
Atomwaffenverbotsvertrag  beitreten 
und  die  Stationierung  der  US-Atom-
waffen in Büchel aufkündigen. […]

Geht  mit  uns  auf  die  Straße für 
Abrüstung und gegen Kriegsvorberei-
tung, für weltweite soziale Gerechtig-
keit, für Solidarität mit den Flüchten-
den  und  für  einen  demokratischen, 
sozialen und ökologischen Umbau der 
Gesellschaft. 

Engagiert  Euch  –  werdet  aktiv, 
denn  Friedenspolitik,  Abrüstung  und 
konsequenten  Klimaschutz  wird  es 
nur durch wachsenden gesellschaftli-
chen Druck und eine starke außerpar-
lamentarische Bewegung geben. 

AKTIONSBÜNDNIS GEGEN DIE NATO-
SICHERHEITSKONFERENZ

www.antisiko.de 
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Anhang: Quellenangaben und weitere Infos

Verhandlungslösungen für die Ukraine 
und eine neue globale Friedensordnung
Seite 3

Hinweise zum Autor Michael Müller
Siehe dazu die Buchveröffentlichung zusammen mit Reiner 
Braun und Peter Brandt:
Selbstvernichtung oder gemeinsame Sicherheit? - Unser 
Jahrzehnt der Extreme: Ukraine-Krieg und Klimakrise
https://www.westendverlag.de/buch/selbstvernichtung-
oder-gemeinsame-sicherheit/ 

Seite 4 bis 5

Hinweise zum Autor Michael von der Schulenburg 
https://michael-von-der-schulenburg.com/frieden-in-der-
ukraine/ 
Erklärung der Teilnehmer der Studiengruppe Wissenschaft 
und Ethik des Glücks; Treffen in der Casina Pio IV, 
Vatikanstadt, 6. bis 7. Juni 2022 

Grafik zu Fluchtbewegungen aus der Ukraine 
Quellen: https://www.unhcr.org/ukraine-emergency.html 

Seite 6 und 7

Fußnoten zum Beitrag von Daniela Dahn
[1] 
https://www.reclam.de/detail/978-3-15-014354-4/Mueller__
Olaf/Pazifismus__Eine_Verteidigung 
[2] Zur Vorgeschichte siehe z.B. Ulli Kulke: „Und plötzlich 
gehörte die Krim zur Ukraine“ - 
https://www.welt.de/geschichte/article125628675/Und-
ploetzlich-gehoerte-die-Krim-zur-Ukraine.html   
[3] https://de.wikipedia.org/wiki/Budapester_Memorandum 
[4] siehe dazu auch: Daniela Dahn und Rainer Mausfeld: 
TamTam und Tabu – Meinungsmanipulation von der 
Wendezeit bis zur Zeitenwende, Westend-Verlag 2022,
Buchauszug: https://www.nachdenkseiten.de/?p=88936 

Innenansichten aus Russland zu Krieg und 
Sanktionen
Seite 8 bis 11
Der Beitrag erschien zuerst im Overton-Magazin am 
16.12.2022 unter dem Titel:
“Wie reagieren der Kreml, die Bevölkerung und die 
Opposition auf Krieg und Sanktionen?”
https://overton-magazin.de/hintergrund/wirtschaft/wie-
reagieren-der-kreml-die-bevoelkerung-und-die-opposition-
auf-krieg-und-sanktionen/ 

Fotos
Moskau:
https://en.wikipedia.org/wiki/Moscow#/media/File:Moscow_
International_Business_Center7.jpg 
Krim-Brücke:
https://commons.wikimedia.org/wiki/
Datei:Крымский_мост_21_декабря_2019_года.jpg 
 

Eine UNO für alle statt organisierten 
Missbrauch
Seite 12 bis 14
Der Redetext erschien auch bei Telepolis unter dem Titel: 
"Eine UNO für alle"
Quelle: https://www.heise.de/tp/features/Eine-UNO-fuer-
alle-7396574.html 

Die Anti-Seidenstraße
Seite 16 und 17

Grafik
https://en.wikipedia.org/wiki/Belt_and_Road_Initiative#/
media/
File:China_Belt_Road_Initiative_Landkarte_Projekte_2018.jp
g 

Fußnoten
[1] S. dazu Die Anti-Seidenstraße.
[2] Sebastian Holz: EU-Konnektivitätsstrategie setzt auf 
Nachhaltigkeit. gtai.de 21.10.2021.
[3] S. dazu 300 Milliarden gegen die Seidenstraße.
[4] Moritz Koch: Der 300-Milliarden-Euro-Plan: Die EU 
stemmt sich gegen Chinas Seidenstraße. handelsblatt.com 
29.11.2021.
[5] Moritz Koch: Geheime Projektliste: Das ist der Plan der 
Ampel gegen Chinas globalen Einfluss. handelsblatt.com 
12.12.2022.
[6] Moritz Koch: Global Gateway: Europas Milliardenbluff im 
Systemwettbewerb mit China. handelsblatt.com 01.12.2022.
[7] Bruno Waterfield: EU throws gala party for ‘global 
gateway’ metaverse – and only a handful of people show 
up. thetimes.co.uk 01.12.2022.
[8] Moritz Koch: Geheime Projektliste: Das ist der Plan der 
Ampel gegen Chinas globalen Einfluss. handelsblatt.com 
12.12.2022.
[9] Serbian ministry refuses to renew Euro Lithium 
exploration license. balkangreenenergynews.com 
09.12.2022.
[10], [11] Moritz Koch: Geheime Projektliste: Das ist der Plan 
der Ampel gegen Chinas globalen Einfluss. 
handelsblatt.com 12.12.2022.
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